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das Jahr 2020 neigt sich dem Ende entgegen. Es 

war ein turbulentes Jahr.

Wer hätte schon zu Anfang des Jahres gedacht, 

dass ein Virus unser öffentliches Leben und auch 

unsere Gerichte teilweise vollständig lahmlegt. Lei-

der ist zu befürchten, dass diese Situation jeden-

falls noch zu Beginn des Jahres 2021 anhalten wird. 

Allerdings haben sich die Gerichte und auch wir auf 

die Situation etwas besser eingestellt, so dass wir 

davon ausgehen, dass der Geschäftsbetrieb, wenn 

auch eingeschränkt, aber im vernünftigen Rahmen 

weitergehen wird.

Es gibt zum Ende des Jahres aber auch eine erfreu-

liche Mitteilung. Die Erhöhung der RVG-Gebühren 

zum 01.01.2021 war ja aufgrund der Stellung-

nahme der Finanzminister zweifelhaft geworden. 

Wieder einmal wurde versucht, die Erhöhung zu 

verschieben mit dem Argument, es sei zum jetzigen 

Zeitpunkt nicht angemessen, eine Berufsgruppe 

bevorzugt zu behandeln. Dabei bedeutet die Er-

höhung nichts anderes, als dass wir nur einen Teil 

der eigentlich erforderlichen Erhöhung unserer 

Gebühren erhalten. Welcher Arbeitnehmer hat 

schon in den letzten 7 Jahren keine Lohnerhöhung 

erhalten. Die Ansprüche der Länderfinanzminister 

sind aber Gott sei Dank nicht erhört worden und 

der Bundestag hatte die Erhöhung unserer Gebüh-

ren zum 01.01.2021 schon im November beschlos-

sen. Am 18.12.2020 hat der Bundesrat der Erhö-

hung ebenfalls zugestimmt, so dass das Gesetz zum 

01.01.2021 in Kraft treten kann.

Das stimmt etwas versöhnlich und passt auch ganz 

gut in die Zeit. In diesem Sinne wünsche ich Ihnen 

ein besinnliches Weihnachtsfest und für das Jahr 

2021 alles Gute, vor allen Dingen aber Gesundheit.

Mit freundlichen kollegialen Grüßen

Michael Schlüter

Präsident

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
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Die Jahreshauptversammlung der Rechtsanwaltskam-

mer Braunschweig, die ursprünglich für den 22.04.2020 

vorgesehen war und zweimal verschoben werden muss-

te, hat am 09.12.2020 unter Beachtung coronabedingt 

erforderlicher Hygieneregelungen in der Historischen 

Maschinenhalle des Steigenberger Parkhotels im Braun-

schweig als Präsenzveranstaltung stattgefunden. An der 

Versammlung haben 20 Mitglieder teilgenommen.

Jahresansprache des Präsidenten

Der Jahresbericht 2019 fiel in diesem Jahr sehr knapp 

aus, weil aufgrund des sehr späten Termins bereits die 

Entwicklungen im Jahre 2020 im Vordergrund standen. 

Der Jahresbericht 2019 war in der Kammermittei- 

lung 3 | 2020 veröffentlicht worden, worauf im wesent-

lichen Bezug genommen werden konnte.

Der Präsident berichtete von dem vorliegenden Ent-

wurf eines Gesetzes zur Reform des Rechtsanwaltsver-

gütungsgesetzes und berichtete über den vorliegenden 

Referentenentwurf eines Gesetzes zur Neuregelung 

des Berufsrechts der anwaltlichen und steuerberaten-

den Berufsausübungsgesellschaften sowie zur Ände-

rung weiterer Vorschriften im Bereich der rechtsbera-

tenden Berufe, der derzeit in der Kammerlandschaft 

diskutiert wird. Stellung nahm er auch zu dem Referen-

tenentwurf eines Gesetzes zur Förderung verbraucher- 

gerechter Angebote im Rechtsdienstleistungsmarkt 

(Legal-Tech-Gesetz), wozu die BRAK am 07.12.2020 

eine kritische Pressemitteilung veröffentlicht hat, die 

Sie auch auf Seite 9 dieser Kammermitteilung finden. 

Haushalt 2019

Der Schatzmeister Rechtsanwalt Dr. Beer erläuterte 

den Kassenbericht 2019, der bereits seit der Einla-

dung zur Kammersammlung im März 2020 vorliegt. Es 

wurden keine wesentlichen Änderungen zum Vorjahr 

festgestellt und der Schatzmeister berichtete, dass zwi-

schenzeitlich auch das letzte Darlehen zur Finanzierung 

der Immobilie des Kammergebäudes getilgt werden 

konnte. Eine Aussprache wurde nicht gewünscht.  

Rechtsanwalt Christian Hausherr, der in diesem Jahr 

erstmals die externe Kassenprüfung zusammen mit 

Herrn Rechtsanwalt Jürgen Beyer durchgeführt hat, 

berichtete über die Kassenprüfung. Beanstandungen 

wurden nicht erhoben. 

Anschließend erfolgte die Wiederwahl der Kassenprü-

fer Rechtsanwalt Hausherr und Rechtsanwalt Beyer, 

sowie Rechtsanwalt Knut Meyer-Degering als Stellver-

treter. 

Die Entlastung des Vorstandes wurde antragsgemäß bei 

Enthaltung des Vorstandes einstimmig erteilt.

beA-Sonderumlage 2021

Die BRAK hat für das Kalenderjahr 2021 eine Umlage 

für das beA in Höhe von 60,00 € pro Mitglied angekün-

digt. Auf dieser Basis wurde vorgeschlagen, die Umlage 

für das nächste Jahr zu beschließen.

Die beA-Umlage wurde einstimmig in Höhe von 60,00 €

beschlossen. Sie ist am 01.02.2021 fällig und von jedem 

Mitglied zu zahlen, das am 01.01.2020 Mitglied der 

Rechtsanwaltskammer Braunschweig ist. 

Haushaltsplan 2021

Anschließend stellte der Schatzmeister den Haushalts-

voranschlag für das Jahr 2021 vor, der Ihnen mit der 

Kammermitteilung 1 | 2020 übersandt wurde. Die Kam-

merversammlung stimmte dem Voranschlag einstimmig 

zu.  ⏵

Braunschweig, 10.12.2020   |   Petra Boeke, Geschäftsführerin

https://www.rak-braunschweig.de/images/downloads/kammermitteilungen/Kammermitteilung_202003_.pdf
https://www.rak-braunschweig.de/images/downloads/kammermitteilungen/Kammermitteilung_202003_.pdf
https://www.rak-braunschweig.de/images/downloads/kammermitteilungen/Kammermitteilung_202001.pdf
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Kammerbeitrag 2021

Den Kammerbeitrag für das Jahr 2021 beschloss die 

Kammerversammlung einstimmig erneut in Höhe von 

330,00 €. Er ist zum 01.04.2021 fällig. 

Änderung der Gebührenordnung

Ebenfalls einstimmig beschlossen wurde die geänderte 

Gebührenordnung gemäß der vorgelegten Beschluss-

vorlage, die im wesentlich die Absenkung einiger Zulas-

sungsgebühren zum Gegenstand hat. 

Änderung der Entschädigungsregelung 
für die Referendararbeitsgemeinschaftsleiter

Auch die Entschädigungsregelung wurde gemäß Be-

schlussvorlage einstimmig beschlossen. 

Beide Neuregelungen werden mit dieser Kammermit-

teilung bekannt gemacht.

Gegen 16:00 Uhr beendete der Präsident die Versamm-

lung.   
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Die schriftlichen Prüfungen für die Abschlussprüfung 

Sommer 2021 finden statt am:

Dienstag, 11.05.2021 und am Donnerstag, 20.05.2021

Die mündlichen Fachgespräche finden voraussichtlich* 

an folgenden Terminen statt:

Braunschweig	 28.06. und 30.06.2021

Göttingen	 steht noch nicht fest

Wolfsburg 	 21.06.2021

Northeim 	 29.06.2021 oder 06.07.2021

Hinweis: 

Wird die / der Auszubildende im laufenden Kalenderjahr 

über 6 Monate hinaus beschäftigt, so steht ihr / ihm 

der gesamte Jahresurlaub zu. 

* Die Daten können sich ggf. noch ändern.

Prüfungstermine 2021

Sommerprüfung 2021

Rechtsanwaltskammer Braunschweig  4  |  2020 6
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Kooperation mit der IHK für Insolvenzberatung
Interessenten gesucht!

Bei vielen Unternehmen in der Region zeichnet sich 

aufgrund der Corona-Pandemie eine wirtschaftliche 

Schieflage ab. In diesem Zusammenhang besteht oft 

Unsicherheit zum weiteren Vorgehen. 

Um Mitgliedsunternehmen in dieser Situation eine 

erste rechtliche Einschätzung zu ihren insolvenzrecht-

lichen Fragestellungen zu ermöglichen, plant die IHK 

Braunschweig, im kommenden Jahr kostenfreie In-

solvenzberatungen anzubieten. Hierfür sucht die IHK 

Mitglieder der Rechtsanwaltskammer Braunschweig 

mit entsprechendem Fachwissen aus dem Bereich des 

Insolvenzrechts, die die kostenlosen Beratungen unter-

stützen möchten.

Die Unternehmen sollen im Rahmen der Beratungen 

Antworten auf erste Fragen rund um das Insolvenzrecht 

erhalten – beispielsweise:

∙  �Welche Maßnahmen sind zu ergreifen,  

wenn die Insolvenz droht?

∙ � �Wie wird ein Insolvenzverfahren eingeleitet  

und abgewickelt?

∙  �Besteht eine Pflicht zur Stellung  

eines Insolvenzantrags?

∙ � Welche grundsätzlichen Sanierungswege gibt es?

∙ � �Welche Risiken der Strafbarkeit  

und persönlichen Haftung gibt es?

∙ � �Was ist zu tun, wenn der Geschäftspartner  

insolvent ist?

Den genauen Aufbau des Formats (einmalige Veranstal-

tung, Veranstaltungsreihe, Termine etc.) wird die IHK 

anhand der Rückmeldungen zusammen mit den Interes-

sierten festlegen. Denkbar ist auch, aufgrund der aktu-

ellen Lage die Beratungen in digitaler Form anzubieten. 

Bei Interesse melden Sie sich gern direkt bei der IHK 

Braunschweig unter 0531/4715 285 oder unter recht@

braunschweig.ihk.de. Ansprechpartner sind Alexander 

Gündermann und Varja Bartels.   

Rechtsanwaltskammer Braunschweig  4  |  2020 7
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Schiedsgutachter für Schiedsverfahren 
nach § 18 ARB 94 gesucht

Die RAK Braunschweig erreichen immer wieder Anfra-

gen von Rechtsschutzversicherern für die Benennung 

von Schiedsgutachtern für Schiedsverfahren nach § 18 

ARB 94. 

Da die der Kammer vorliegende Liste von Kolleginnen 

und Kollegen, die bereit sind, als Schiedsgutachter tä-

tig zu werden, mittlerweile schon etwas älter ist, soll 

eine Aktualisierung erfolgen. Falls Sie zur Übernahme 

einer solchen Tätigkeit bereit sind, füllen Sie bitte das 

Formular unter folgendem Link aus und senden dies an 

uns zurück. 

Bitte beachten Sie, dass Voraussetzung für eine Benen-

nung ist, dass Sie seit mindestens fünf Jahren zur An-

waltschaft zugelassen sind.

Die in dem Formular aufgeführten Fachgebiete sind in 

den mit den Rechtsschutzversicherern vereinbarten 

Grundsätzen festgelegt, welche bereits aus 1994 datie-

ren; daraus erklärt sich, dass die mittlerweile geschaffe-

nen Fachanwaltschaften nicht berücksichtigt sind. 

Sie können in dem Formular unter Sonstige Tätigkeits-

gebiete aber gerne auch andere Fachgebiete (auch: 

Fachanwaltschaften) angeben.   

https://www.rak-braunschweig.de/images/down-

loads/formulare/allgemein/Formular_Schiedsgut-

achter.pdf

Rechtsanwaltskammer Braunschweig  4  |  2020 8

Forschungsprojekt „Psychosoziale Prozessbegleitung: 
Auswirkungen auf den Strafprozess und die Prozessbeteiligten“

 
Bei Interesse bitte melden!

Wir vom Kriminologischen Forschungsinstitut Nieder-

sachsen (KFN) führen derzeit das Forschungsprojekt 

„Psychosoziale Prozessbegleitung: Auswirkungen auf 

den Strafprozess und die Prozessbeteiligten“ in Nie-

dersachsen durch. Das Projekt wird finanziert von der 

Fritz Thyssen Stiftung für Wissenschaftsförderung und 

unterstützt vom Niedersächsischen Justizministerium. 

Seit Einführung des Angebots der psychosozialen Pro-

zessbegleitung in Niedersachsen im Jahr 2013 wurden 

auch entsprechende Qualifizierungsmaßnahmen und 

Qualitätsstandards entwickelt. Es fehlt jedoch bisher an 

einer Evaluation der Psychosozialen Prozessbegleitung 

im Sinne eines Opferschutzgesetzes.

Diese Forschungslücke möchten wir schließen und inte-

ressieren uns dabei für verschiedene Blickwinkel: 

Um die Auswirkungen auf den Strafprozess und die Pro-

zessbeteiligten möglichst umfassend erheben zu können, 

sind neben den Befragungen der Opferzeug*innen zu-

dem Befragungen der Richter*innen, Staatsanwält*in-

nen, Nebenklagevertreter*innen, Strafverteidiger*innen,  

Angeklagten und Polizeibeamt*innen geplant.

Bei Interesse melden Sie sich bitte 

in der Rechtsanwaltskammer Braunschweig:

Telefon	 0531 / 123350

Mail	 abaese@rak-braunschweig.de

Fax	 0531 / 1233566

https://www.rak-braunschweig.de/images/downloads/formulare/allgemein/Formular_Schiedsgutachter.pdf
https://www.rak-braunschweig.de/images/downloads/formulare/allgemein/Formular_Schiedsgutachter.pdf
https://www.rak-braunschweig.de/images/downloads/formulare/allgemein/Formular_Schiedsgutachter.pdf


Die Bundesrechtsanwaltskammer (BRAK) hat am 

07.12.2020 zu dem Referentenentwurf eines Gesetzes 

zur Förderung verbrauchergerechter Angebote im 

Rechtsdienstleistungsmarkt des Bundesministeriums 

der Justiz und für Verbraucherschutz (BMJV) Stellung 

genommen und kritisiert  weite Teile des Entwurfs nach-

drücklich.  

Angesichts der Entwicklungen im Rechtsdienstleistungs- 

markt in den vergangenen Jahren begrüßt die  BRAK, 

dass der Gesetzgeber das Thema Legal Tech und Inkasso 

aufgreift. Sie befürwortet, dass  stärkere Kontrollen von 

Inkassodienstleistern und Verschärfungen ihrer Infor-

mationspflichten  vorgesehen sind. Gleichwohl darf es 

nach Auffassung der BRAK Legal Tech nicht ohne anwalt-

liche  Beteiligung geben. Deshalb lehnt sie den Ansatz 

des Gesetzentwurfs, einen sich unterhalb der  Anwalt-

schaft etablierenden Rechtsdienstleistungsmarkt wei-

ter zu fördern, vehement ab. Verbraucherschutz wird 

mit dem Entwurf nicht erreicht, sondern im Gegenteil 

gefährdet. Außerdem  drohen die Kernwerte der An-

waltschaft und damit rechtsstaatliche Prinzipien ausge- 

höhlt zu werden.  

Die BRAK lehnt daher die vorgesehenen Regelungen zu 

Prozessfinanzierung und Erfolgshonorar  nachdrücklich 

ab. Sie gefährden die Unabhängigkeit der Anwaltschaft, 

bedingen Interessenskonflikte  und stehen mit den Sys-

temen der Kostenerstattung sowie der Beratungs- und 

Prozess- bzw.  Verfahrenskostenhilfe nicht im Einklang. 

Bereits in ihrem Positionspapier „Digitalisierung und Zu-

gang  zum Recht“ hat sich die BRAK gegen jegliche wei-

tere Lockerungen des bestehenden  Erfolgshonorarver-

bots für Rechtsanwälte ausgesprochen.  

Eine Lockerung des Verbots des Erfolgshonorars führt 

zu Interessengegensätzen zwischen  Rechtsanwalt und 

Mandant, denn der Anwalt wird zum Investor des Man-

dats und damit gleichsam zur  Partei. Er ist dann nicht 

mehr das unabhängige Organ der Rechtspflege, das § 

1 BRAO statuiert. Diese  Gefahr setzt sich durch die 

vorgesehene Möglichkeit der Prozessfinanzierung fort. 

Der Anwalt rückt in  den gewerblichen Tätigkeitsbereich 

und würde zwangsläufig eigene wirtschaftliche Inte-

ressen mit dem  Ausgang des Prozesses verknüpfen, 

was ebenfalls einen strukturellen Interessenskonflikt  

vorprogrammiert. Das Vertrauensverhältnis zwischen 

Rechtsanwalt und Mandant würde erheblich  belas-

tet. Dieses Vertrauensverhältnis und die Integrität des 

anwaltlichen Berufsstandes sind Werte, die nicht aufs 

Spiel gesetzt werden dürfen.  

Das Ziel des Verbraucherschutzes wird mit dem Ent-

wurf in mehrfacher Hinsicht verfehlt. Die  Rechtsdurch-

setzung wird für Verbraucher einerseits tatsächlich 

teurer. Der Verbraucher wird seine –  berechtigte – 

Forderung künftig nie mehr zu 100 % erhalten. Denn 

bei Legal Tech-Inkasso werden  üblicherweise nur For-

derungen mit sehr hoher Erfolgsaussicht übernommen, 

die für das Unternehmen  lukrativ sind und von denen 

der Verbraucher in der Regel 30 % als Honorar abgeben 

muss. Bei  anwaltlicher Vertretung erhielte der Gläubi-

ger dagegen zusätzlich zu den 100 % seiner Forderung 

die Rechtsverfolgungskosten erstattet. Eine vollständi-

ge Kostenerstattung durch den Gegner findet im Fall  des 

Obsiegens bei einem vereinbarten Erfolgshonorar, im 

Gegensatz zum Kostenerstattungssystem  des RVG, 

nicht statt. Andererseits wird für Verbraucher der Zu-

gang zum Recht faktisch beschränkt: Von Legal Tech-An-

bietern werden nicht alle denkbaren Forderungen 

durchgesetzt, sondern nur diejenigen,  die eben in dem 

standardisierten Legal Tech-Modell abgebildet sind.  

Darüber hinaus sind die Voraussetzungen der Tätigkeit 

und Zulassung als Inkassodienstleister in dem  Entwurf 

nur unzureichend geregelt. Das ist unbefriedigend, denn 

Berlin, 07.12.2020   |   Stephanie Beyrich, Pressesprecherin

BRAK: Scharfe Kritik am „Legal Tech-Gesetz“

Ziel des Verbraucherschutzes wird durch Erfolgshonorar  

und Prozessfinanzierung gefährdet

Mitteilungen
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Rechtssicherheit wird auf diese Weise ebenso wenig ge-

währleistet, wie Verbraucherschutz sichergestellt wird.  

„Die BRAK wendet sich nicht gegen Legal Tech oder 

Inkassodienstleistung. Im Gegenteil. Legal Tech ist aus 

dem Anwaltsmarkt nicht mehr wegzudenken und wird 

bereits von der Anwaltschaft genutzt – und zwar auf die 

Mandatsstruktur angepasst und ganz ohne Erfolgsho-

norar. Genau dort gehört Legal Tech auch hin: In den 

Anwaltsmarkt und mit Menschenvorbehalt! Die BRAK 

tritt für eine uneingeschränkte Aufrechterhaltung und 

Einhaltung der Kernwerte der Anwaltschaft ein. Diese 

sind – anders als bei nichtanwaltlichen Rechtsdienst-

leistern und Legal Tech-Anbietern – unsere  Markenzei-

chen. Und sie begründen das in den Rechtsstaat und in 

die Anwaltschaft gesetzte Vertrauen“, so BRAK-Präsi-

dent Rechtsanwalt und Notar Dr. Ulrich Wessels. „An-

wälte sind unabhängig und  verschwiegen. Das eint uns. 

Diese Einheit der Anwaltschaft darf jetzt nicht dadurch 

gefährdet werden, dass Teilgruppen zum Zwecke der 

Gewinnmaximierung die Unabhängigkeit dadurch ge-

fährden, dass sie ihr Interesse über das der Mandanten 

stellen“, bekräftigt Wessels. „Genau diese Gefahr bringt 

der vorgelegte Entwurf aber mit sich. Last but not least 

verkennt der Gesetzgeber die Stellung der  Anwaltschaft 

im Rechtsstaat. Denn Rechtsanwälte gewährleisten ei-

nen maßgeblichen Beitrag zur Sicherung des Zugangs 

zum Recht und haben für das Funktionieren unseres 

Rechtsstaates eine elementare Bedeutung. Zumal – und 

so schließt sich der Kreis – die anwaltlichen Berufs- 

pflichten gesetzlich verankerter Verbraucherschutz sind.“ 

Ganz allgemein hat die BRAK überdies bemängelt, dass 

die Stellungnahmefrist für die Verbände erneut äußerst 

kurz bemessen wurde. Gesetzgebungsverfahren sollten 

nicht im Schnelldurchlauf durchgeführt werden, son-

dern eine angemessene Diskussion in der Fachöffent-

lichkeit ermöglichen. Dies hatte die  BRAK bereits zuvor 

unter dem Titel „Rechtsstaat 2.0 – stark und zukunftssi-

cher – Nur ein transparenter Rechtsstaat ist ein starker 

Rechtsstaat“ mit einem Positionspapier gefordert.  

Die BRAK hat sich mit dem Entwurf auch bereits in ih-

rem Podcast (R)ECHT INTERESSANT! (s. Seite 11) kritisch 

auseinandergesetzt und in der 5. Folge unter dem Titel 

„Legal Tech – gehört die Zukunft dem Algorithmus?“ mit 

Experten gesprochen.  
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Berlin, 10.12.2020   |   Dr. Tanja Nitschke, Rechtsanwältin

BRAK-Mitteilungen: App jetzt verfügbar!

Als letzter Baustein der Umstellung der Erscheinungs-

weise unserer BRAK-Zeitschriften konnte nun die 

BRAK-Mitteilungen-App fertiggestellt werden. Sie ist 

seit heute in den App Stores von Google und Apple ver-

fügbar: 

Momentan sind sind in der App die Hefte 5 von 

BRAK-Mitteilungen und BRAK-Magazin zu sehen, zeit-

gleich mit dem Erscheinen der neuen Hefte.

https://play.google.com/store/apps/details?id=de.

ottoschmidt.brak.xong 

https://apps.apple.com/de/app/brak-mitteilungen/

id1517568601?itsct=apps_box&itscg=30200 

https://play.google.com/store/apps/details%3Fid%3Dde.ottoschmidt.brak.xong%20
https://play.google.com/store/apps/details%3Fid%3Dde.ottoschmidt.brak.xong%20


Die Bundesrechtsanwaltskammer (BRAK) hat heute die 

erste Folge der neuen Podcast-Reihe „(R)ECHT INTER-

ESSANT!“ veröffentlicht. In lockerer Atmosphäre wer-

den mit interessanten Gesprächspartnern anwaltsspe-

zifische Themen erörtert.

In der ersten Folge „Anwalt vs. Corona“ unterhalten sich 

Herr Rechtsanwalt Prof. Dr. Christoph Knauer, Kanzlei 

Ufer Knauer München, Herausgeber und Schriftleiter 

der NStZ, und Stephanie Beyrich, Pressesprecherin der 

BRAK, über das erste halbe Jahr mit Corona. Welche 

Auswirkungen gab es auf den Kanzleialltag, gerichtliche 

Verfahren oder auch ganz privat? Auch auf das Thema 

Krisengesetzgebung geht Knauer, Honorarprofessor 

für Wirtschaftsstrafrecht und strafrechtliche Revision 

an der Ludwig-Maximilians-Universität München und 

Vorsitzender des BRAK-Ausschusses StPO, ein. Zu gu-

ter Letzt gewährt Knauer ein paar private Einblicke.

In Kürze soll bereits die 2. Folge publiziert werden, die 

sich unter dem Titel „Alles digital oder was?“ mit dem 

Thema Digitalisierung und Selbstverwaltung befasst. 

Gesprächspartner ist Herr Rechtsanwalt und Notar 

Dr. Thomas Remmers aus der Kanzlei Stobbe in Hanno-

ver. Remmers ist Präsident der Rechtsanwaltskammer 

Celle sowie Vizepräsident der BRAK und steht Rede und 

Antwort zu Fragen rund um die Digitalisierung und die 

Öffentlichkeitsarbeit in der BRAK.

Der Podcast kann über die Homepage der BRAK, Spo-

tify, Deezer und bald auch Apple angehört werden.   

Berlin, 08.10.2020   |   Stephanie Beyrich, Pressesprecherin

(R)echt  interessant!

BRAK startet Podcast-Reihe
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Am 10.12.2020 wurde die Erste Änderung der Ersten 

Förderrichtlinie für das Bundesprogramm „Ausbildungs-

plätze sichern“ vom 07.12.2020 im Bundesanzeiger ver-

öffentlicht. Damit reagiert die Bundesregierung auf die 

umfangreichen Folgen der weiterhin bestehende Coro-

na-Krise, indem sie die Fördervoraussetzungen für die 

Ausbildungsprämien erleichtert und Übernahmeprämi-

en und Zuschüsse zur Ausbildungsvergütung bis Mitte 

2021 verlängert. Die Änderungen der Förderrichtlinie 

treten am 11.12.2020 in Kraft. 

Im Einzelnen
 

∙ �Kleine und mittlere Ausbildungsbetriebe können 

künftig bereits mit Ausbildungsprämien und Ausbil-

dungsprämien plus gefördert werden, wenn sie Um-

satzeinbußen von durchschnittlich mindestens 50 

% innerhalb von zwei Monaten zwischen April bis 

Dezember 2020 hatten – oder in fünf zusammen-

hängenden Monaten Einbußen von durchschnittlich 

mindestens 30 % gegenüber dem Vorjahr verkraften 

müssen (bisher: durchschnittlich mindestens 60 % in 

April und Mai 2020 gegenüber Vorjahr). 

∙ �Die Durchführung von Kurzarbeit kann für die Ausbil-

dungsprämien und Ausbildungsprämien plus auch im 

zweiten Halbjahr 2020 berücksichtigt werden (bis-

her: nur erstes Halbjahr 2020). 

∙ �Künftig werden auch Ausbildungen, die vom 

24.06.2020 bis zum 31.07.2020 begonnen haben, in 

die Ausbildungsprämien miteinbezogen.  

∙ �Übernimmt ein Betrieb einen Auszubildenden, der 

seine Ausbildungsstelle wegen einer pandemiebe-

dingten Insolvenz verloren hat, kann dieser künftig 

unabhängig von den Betriebsgrößen mit der Über-

nahmeprämie gefördert werden (bisher: nur, wenn 

beide Betriebe maximal 249 Mitarbeiter hatten). 

∙ �Solche Übernahmen können bis zum 30.06.2021 ge-

fördert werden (bisher: bis zum 31.12.2020). 

∙ �Die Zuschüsse zur Ausbildungsvergütung zur Ver-

meidung von Kurzarbeit in der Ausbildung werden bis 

Juni 2021 verlängert (bisher: Laufzeit bis Dezember 

2020). 

Die Änderungen gelten auch rückwirkend, das bedeutet: 

Anträge auf Förderungen können bei den Agenturen für 

Arbeit innerhalb von drei Monaten auch für bereits be-

stehende Ausbildungsverhältnisse gestellt werden, für 

die bisher eine Förderung nicht möglich war, die aber 

von den geänderten Voraussetzungen erfasst sind. Das 

gilt auch, wenn ein vorheriger Antrag aus diesen Grün-

den abgelehnt worden ist. 

Weitere Informationen können Sie dem Schreiben von 

Bundesarbeitsminister Heil und der Pressemitteilung 

des BMAS (https://www.bmas.de/DE/Presse/Presse-

mitteilungen/2020/mehr-unterstuetzung-fuer-ausbil-

dungsbetriebe.html) entnehmen. 

Ich wäre Ihnen sehr verbunden, wenn Sie mithelfen, die 

erste Förderrichtlinie zum Bundesprogramm „Ausbil-

dungsplätze sichern“ und die beschriebenen Änderun-

gen weiter bekannt zu machen, damit möglichst viele 

Ausbilder die Möglichkeiten des Programms nutzen und 

so die Berufsausbildung zur/m Rechtsanwaltsfachange-

stellten bzw. Rechtsanwalts- und Notarfachangestell-

ten gestärkt wird.  

Berlin, 11.12.2020   |  Jennifer Witte, Rechtsanwältin 

Bundesprogramm „Ausbildungsplätze sichern“ 

Bekanntmachung der Ersten Änderung der Ersten Förderrichtlinie im Bundesanzeige
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Nach dem derzeitigen Stand der Verhandlungen zwi-

schen dem Vereinigten Königreich (UK) und der EU27 

müssen wir damit rechnen, dass das Vereinigte König-

reich mit Ablauf des sog. Übergangszeitraumes gemäß 

Art. 126 des Austrittsabkommens vom 24.01. 2020 am 

31.12.2020 aus dem Binnenmarkt ohne ein zum Aus-

trittsabkommen hinzutretendes Abkommen über die 

künftigen beiderseitigen Beziehungen ausscheidet. Das 

UK wird dann Drittland. Das hat Konsequenzen sowohl 

für die einzelnen Anwältinnen und Anwälte als auch für 

deren Kanzleien in Deutschland, 

aber auch generell für Berufsaus-

übungsgesellschaften deutscher 

Berufsträger in einer Rechtsform 

des Rechtes einer der drei Rechts-

ordnungen des UK.

Advocates, Barristers, Solicitors

Derzeit sind Berufskollegen, die 

über eine im UK erworbene Berufs-

qualifikation als advocate, barrister 

oder solicitor verfügen und sich in 

Deutschland niedergelassen haben, 

„europäische Rechtsanwälte“ im Sinne der Richtlinien 

77/249 EWG, 98/5 EG und des EuRAG. Sie dürfen in 

Deutschland und unionsweit sowie in den EWR-Staa-

ten und der Schweiz Rechtsdienstleistungen im Uni-

onsrecht und im deutschen Recht sowie im Recht der 

jeweils anderen Mitgliedstaaten erbringen, wenn Sie 

von der zuständigen Organisation im Mitgliedsstaat (in 

Deutschland also den regionalen Rechtsanwaltskam-

mern) aufgenommen wurden. Sie sind vor allen deut-

schen Gerichten mit Ausnahme des BGH in Zivilsachen 

postulationsfähig.

 

Nach dem 31.12.2020 entfällt die Eigenschaft „europäi-

scher Rechtsanwalt“. Die Kammermitgliedschaft der be-

reits aufgenommenen europäischen Rechtsanwälte mit 

einer Zulassung aus UK erlischt nicht kraft Gesetzes, 

die Aufnahme müsste also widerrufen werden. Bislang 

sieht weder § 14 BRAO noch auch § 4 EuRAG für diesen 

Fall den Widerruf der Aufnahme in die Rechtsanwalts-

kammer als europäischer Rechtsanwalt vor. Eine Erstre-

ckung der Widerrufsgründe des § 4 Abs. 1 und 2 EuRAG 

auf den Verlust „des Status eines europäischen Rechts-

anwalts aus anderen Gründen“ – hier: Austritt eines 

Mitgliedstaates aus der Union – befindet sich derzeit 

im Gesetzgebungsverfahren (Art. 5 des Entwurfes eines 

Gesetzes zur Verbesserung des Verbraucherschutzes 

im Inkassorecht und zur Änderung weiterer Vorschrif-

ten). Nach der ersten Lesung, die bereits 

erfolgt ist, beschäftigt sich jetzt der Rechts-

ausschuss des Deutschen Bundestages mit 

dem Entwurf, sodass mit dem Inkrafttreten 

des Art. 5 zum Jahresende gerechnet wer-

den kann.

Rechtsanwälte mit einer Zulassung aus UK, 

die gemäß § 4 Satz 1 Nr.2 BRAO als deut-

sche Rechtsanwälte zugelassen („eingeglie-

dert“) wurden, genießen hingegen in der 

Regeln Bestandsschutz (siehe dazu unten). 

WHO-Anwalt

An die Stelle des Status „europäischer Rechtsanwalt“ 

tritt am 01.01.2021 – vorbehaltlich einer Aufnahme 

der UK-Anwälte in die Anlage 1 der Verordnung zur 

Durchführung des § 206 der Bundesrechtsanwalts-

ordnung – die Rechtsstellung eines Berufsträgers aus 

einem Mitgliedstaat der WHO. Gemäß §206 ist im Falle 

der Niederlassung die Erbringung außergerichtlicher 

Rechtsdienstleistungen im Recht des Herkunftslandes, 

hier also des UK, und im internationalen Recht, jedoch 

nicht mehr im deutschen Recht oder im Unionsrecht 

gestattet. Die Erbringung vorübergehender Rechts-

dienstleistungen in Deutschland, etwa in der Kanzlei 

von Sozien oder von kooperierenden Kollegen (fly in –  

fly out) durch außerhalb Deutschlands niedergelasse-

ne Berufsträger aus dem UK, auch wenn sie Sozien in 

Deutschland niedergelassener Kanzleien sind, ist dann 

nicht mehr erlaubt.  ⏵ 

Brüssel, 08.09.2020   |   Kay-Thomas Pohl, Rechtsanwalt und Notar a. D

UK-Anwälte und Kanzleien post Brexit
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Integration als Rechtsanwalt

Sofern einzelne Kollegen aus dem UK gemäß §§ 11,12, 

13 oder 16ff EuRAG als deutsche Rechtsanwälte zu-

gelassen worden sind, bleibt „eine vor Ende des Über-

gangszeitraumes erfolgte Anerkennung“ erworbener 

Berufsqualifikationen erhalten. Das ergibt sich einer-

seits aus Art.27 des Austrittsabkommens unter der 

Voraussetzung, dass die Kolleginnen und Kollegen hier 

ein Recht auf Daueraufenthalt im Sinne des der Art. 15 

des Abkommens erworben haben, was in der Regel der 

Fall sein wird. 

Dass die Zulassung als Rechtsanwalt durch den Brexit 

unberührt bleibt, ergibt sich andererseits ohnehin aus 

dem nationalen deutschen Recht, welches die Zulas-

sung weder von einer deutschen Staatsangehörigkeit 

noch auch von der Staatsangehörigkeit eines anderen 

Mitgliedstaates der EU oder des EWR abhängig macht. 

Freilich büßt die Rechtsstellung der UK-Staatsange-

hörigen als deutsche Rechtsanwälte einen Teil ihres 

Charmes ein: Die andauernde Anerkennung dieser 

Berufsqualifikation gilt gemäß Art. 27 des Austritts-

abkommens „in dem betreffenden Staat“, hier also in 

Deutschland, aber nicht mehr unionsweit. Ob und ggf. 

welche Rechtsdienstleistungen ein UK-Staatsangehö-

riger als deutscher Rechtsanwalt in anderen Mitglied-

staaten der Union bzw. des EWR erbringen darf, richtet 

sich dann ausschließlich nach dem nationalen Recht 

des jeweiligen potentiellen Gastlandes. Unionsweite 

Niederlassungs- und Dienstleistungsfreiheit vermittelt 

die Zulassung als Rechtsanwalt dann nicht mehr.

Syndici

Für die europäischen Syndikusrechtsanwälte entspricht 

die Situation der Situation der niedergelassenen Rechts-

anwälte: vorbehaltlich des Inkrafttretens des entspre-

chenden Gesetzes ist ihre Aufnahme in eine deutsche 

Rechtsanwaltskammer nach dem Brexit zu widerrufen. 

Aber selbst für Syndikusrechtsanwälte, die für ihre der-

zeitige Tätigkeit als deutsche Syndikusrechtsanwälte 

eingegliedert wurden, wird Rechtsunsicherheit entste-

hen. Sie sehen sich dem Risiko ausgesetzt, nach einem 

Tätigkeitswechsel und dem damit verbundenen Wider-

ruf ihrer Zulassung gemäß § 46 Abs. 2 BRAO nicht wie-

der eingegliedert zu werden, d.h.  in Deutschland nicht 

mehr als Syndikusrechtsanwalt arbeiten zu können. 

Syndikusrechtsanwälte müssen für jede neue Tätigkeit 

(eine wesentliche Änderung der Tätigkeit beim gleichen 

Arbeitgeber genügt für den Verlust der bisherigen Zu-

lassung) neu als Syndikusrechtsanwalt zugelassen wer-

den. Nach dem Brexit verlieren aber die Kolleginnen und 

Kollegen mit UK-Qualifikation die Voraussetzungen, um 

in Deutschland als deutscher Syndikusrechtsanwalt (im 

Wege der Eingliederung) erneut zugelassen zu werden, 

oder als europäischer Syndikusrechtsanwalt aufge-

nommen zu werden. Zumindest eine gesetzgeberische 

Klarstellung, dass die einmal erfolgte Anerkennung  der 

Berufsqualifikation als deutscher Syndikusrechtsanwalt 

durch einen Widerruf auf Grund veränderter Tätigkeit 

verbunden mit erneuter Zulassung nicht erlischt, wäre 

hilfreich.

Anwaltstitel eines anderen Mitgliedstaates

Hat ein solicitor, barrister oder advocate in einem an-

deren Mitgliedstaat, etwa in Irland, eine Qualifikati-

on als europäischer Rechtsanwalt zusätzlich zu seiner 

Qualifikation im UK erworben, zeigt sich das deutsche 

Recht großzügig. § 1 EuRAG geht insoweit weiter als 

Deutschland es nach der Niederlassungsrichtlinie für 

Rechtsanwälte 98/5 EG müsste. Während die Richtlinie 

in Art. 1 Abs. 2 lit a) die Staatsangehörigkeit eines der 

Mitgliedstaaten voraussetzt, genügt nach §§ 1, 2 EuRAG 

das Innehaben einer der dort aufgeführten Berufsbe-

zeichnungen anderer Mitgliedstaaten für die Aufnahme 

als europäischer Rechtsanwalt in eine deutsche Rechts-

anwaltskammer. Zahlreiche solicitors aus England und 

Wales haben in den letzten Jahren in Erwartung des 

bevorstehenden Brexit den Status eines irischen solici-

tor erworben. Da Irland ebenso wie auch England und 

Wales zusätzlich zur Berufsqualifikation ein zeitlich 

befristetes „Practising Certificate“ als Voraussetzung 

der Berufsausübung kennen, stellt sich die Frage, ob 

die deutschen Kammern zusätzlich zum Nachweis der 

Qualifikation als solicitor auch die Vorlage eines gülti-

gen „Practising Certificate“ verlangen sollten. Die Law 

Society of Ireland sieht dessen Vorlage für Zwecke der 

Niederlassung oder der grenzüberschreitenden Rechts-

dienstleistung vor, nicht jedoch als dauerndes Erfor-

dernis nach erfolgter Niederlassung in einem anderen 

Mitgliedstaat, hier also Aufnahme als europäischer ⏵

Mitteilungen

14Rechtsanwaltskammer Braunschweig  4   |  2020 



Rechtsanwalt in eine deutsche Rechtsanwaltskammer. 

Dass der Ablauf des zeitlich befristeten practising cer-

tificate unschädlich sei, wirkt sich dann ähnlich wie 

eine Befreiung von der Kanzleipflicht aus. Da nach dem 

Wortlaut des § 2 Abs. 2 EuRAG der bloße Nachweis des 

Anwaltstitels genügt, dürfte das der deutschen Rechts-

lage entsprechen und ist auch sachgerecht.

Kanzleien

Gemäß § 206 BRAO niedergelassene WHO-Anwälte, 

deutsche Rechtsanwälte und europäische Rechtsanwäl-

te können sich gemäß § 59a Abs. 2 Nr. 1 zur gemeinsa-

men Berufsausübung verbinden. 

Die deutschen Berufsträger haben dabei das deutsche 

Berufsrecht und die danach bestehende Beschränkung 

der ihnen für die gemeinsame Berufsausübung zur Ver-

fügung stehenden Rechtsformen zu beachten. Zulässig 

sind mit Ausnahme der KG und der OHG die Rechts-

formen des deutschen Kapital- und Personengesell-

schaftsrechts und die entsprechenden Rechtsformen 

der EU und EWR Mitgliedstaaten. Wird eine dieser 

Rechtsformen gewählt, vermitteln der bzw. die Gesell-

schafter, welche deutsche oder europäische Rechtsan-

wälte sind, der Gesellschaft das Recht zur Erbringung 

von Rechtsdienstleistungen im deutschen Recht und im 

Unionsrecht, sofern die Gesellschaft dabei durch per-

sönlich entsprechend berechtigte Berufsträger handelt. 

Zu diesen Rechtsformen gehört derzeit noch eine im 

UK errichtete LLP. Nach dem erwarteten „harten“ Bre-

xit wird das für LLPs mit dem Verwaltungssitz außerhalb 

der Union und des EWR nicht mehr der Fall sein.

 LLPs mit dem Verwaltungssitz außerhalb der Union dür-

fen somit nach einem harten Brexit in Deutschland kei-

ne Rechtsdienstleistungen mehr erbringen, auch nicht 

durch ihre in Deutschland zugelassenen Berufsträger. 

Die einzelnen in Deutschland zugelassenen Berufsträ-

ger bleiben natürlich berechtigt, Rechtsdienstleistun-

gen zu erbringen: es wird dann im Wege der Auslegung 

zu ermitteln sein, ob sie das Mandat auf eigene Rech-

nung führen oder für eine neben die LLP getretene GbR, 

gebildet z.B. durch die in Deutschland weiterhin zur Be-

rufsausübung berechtigten Berufsträger; beides jeweils 

mit unbeschränkter persönlicher Haftung.

LLPs mit dem Verwaltungssitz in Deutschland werden 

ein anderes, durch den Brexit bedingtes, Problem ha-

ben. An die Stelle des derzeit noch geltenden IPR des 

Unionsrechtes, welches nach der Rechtsprechung des 

EuGH zum Zwecke der Gewährleistung der Nieder-

lassungsfreiheit an das Gründungsstatut – hier: UK – 

anknüpft, wird im Verhältnis zum Drittstaat UK das 

deutsche IPR, welches an den Sitz anknüpft, treten. 

LLPs mit Verwaltungssitz im Inland werden dann Ge-

sellschaften deutschen Rechts. Sie werden sich in eine 

Gesellschaftsform deutschen Rechts kraft Gesetzes 

umwandeln, nach überwiegender Meinung wohl in eine 

Gesellschaft bürgerlichen Rechts. Damit hätte die Ge-

sellschaft dann zwar wieder eine nach dem deutschen 

Berufsrecht zulässige Rechtsform, verlöre aber Ihre 

Haftungsbeschränkung, sofern nicht die Gesellschaf-

ter selbst zuvor einen Rechtsformwandel beschließen. 

Dass der Gesetzgeber rechtzeitig vor dem 31.12.2020 

die Rechtsform der GmbH &Co KG als zulässige Berufs-

ausübungsgesellschaft eröffnet oder eine Übergangsre-

gelung für LLP schafft, erscheint in Ermangelung ent-

sprechender Absichtserklärungen oder Entwürfe des 

BMJV unwahrscheinlich.   
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Wie berichtet, sieht das zweite Corona-Steuerhilfege-

setz u. a. eine auf ein halbes Jahr befristete Absenkung 

des allgemeinen Umsatzsteuersatzes von 19 % auf 16 % 

für die Zeit vom 01.07. bis zum 31.12.2020 vor. Die Ab-

senkung betrifft auch die Rechnungslegung durch und 

an Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Die BRAK 

hat bereits umfangreiche umsatzsteuerliche Hinweise 

für die Rechnungslegung durch und an Rechtsanwälte 

(Stand: Mai 2020, vgl. BRAK-Nr. 184/2020) veröffent-

licht, die hiermit erneut in einem eigenen Papier durch 

die Handlungshinweise zur Absenkung der Umsatzsteu-

ersätze ergänzt werden.

Die Ergänzung der Hinweise zur Absenkung der Um-

satzsteuersätze mit dem Stand Dezember 2020 hat der 

Ausschuss Steuerrecht wie folgt aktualisiert:

∙ �Der Beitrag verweist auf das BMF-Schreiben vom 

04.11.2020, welches das BMF-Schreiben vom 

30.06.2020 (vgl. BRAK-Nr. 326/2020) ergänzt und 

zudem Erläuterungen zur Anhebung der Umsatzsteu-

ersätze zum 01.01.2021 enthält.

∙ �Der Beitrag wurde um ein neues Beispiel 1 erwei-

tert, das eine laufende Rechtsberatung bei Verein-

barung einer monatlichen Abrechnung vorsieht. Im 

Zusammenhang mit dem darauffolgenden Beispiel 1a 

(laufende Rechtsberatung bei Vereinbarung einer 

Jährlichen Abrechnung) wird so deutlich, dass in bei-

den Fällen der maßgebliche Zeitpunkt die Leistungs-

erbringung ist.

∙ �Ein neues Beispiel 4a behandelt die Verteidigung im 

Ermittlungsverfahren und im nachfolgenden gericht-

lichen Verfahren.

∙ �Der Beitrag wurde um drei neue Beispiele (Nr. 8, 9 und 

10) ergänzt, die insbesondere den Umgang mit der 

Erhöhung der Umsatzsteuersätze zum 01.01.2021 

behandeln. 

Ferner wurde der Text unter 2.1 und 2.2 an einigen Stel-

len ergänzt bzw. überarbeitet. Wegen der Einzelheiten 

darf ich Sie auf die Anlagen verweisen.

 

                                                                                                   

Berlin, 02.12.2020   |    Friederike Wohlfeld, Rechtsanwältin

Absenkung der Umsatzsteuersätze

Ergänzung der umsatzsteuerlichen Hinweise für die Rechnungslegung  
durch und an Rechtsanwälte – Erneute Aktualisierung
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Der Beitrag ist auf der BRAK-Internetseite veröf-

fentlich worden unter folgendem Link: 

h t t p s : // b ra k . d e / w /f i l e s / 0 1 _ u e b e r _ d i e _ b ra k /

aus-der-arbeit-der-ausschuesse/hinweise-rech-

n u n g s l e g u n g - u s t - a b s e n k u n g - e r h o e h u n g _ a k t .

stand_2020-12.pdf

https://www.rak-braunschweig.de/images/downloads/Ergnzung_der_Hinweise_Absenkung_der_Umsatzsteuer_-_Stand_Dezember_2020.pdf
https://www.rak-braunschweig.de/images/downloads/Ergnzung_der_Hinweise_Absenkung_der_Umsatzsteuer_-_Stand_Dezember_2020.pdf
https://www.rak-braunschweig.de/images/downloads/Schreiben_des_BMF_vom_04112020.pdf
https://www.rak-braunschweig.de/images/downloads/Schreiben_des_BMF_vom_04112020.pdf
https://brak.de/w/files/01_ueber_die_brak/aus-der-arbeit-der-ausschuesse/hinweise-rechnungslegung-ust-absenkung-erhoehung_akt.stand_2020-12.pdf
https://brak.de/w/files/01_ueber_die_brak/aus-der-arbeit-der-ausschuesse/hinweise-rechnungslegung-ust-absenkung-erhoehung_akt.stand_2020-12.pdf
https://brak.de/w/files/01_ueber_die_brak/aus-der-arbeit-der-ausschuesse/hinweise-rechnungslegung-ust-absenkung-erhoehung_akt.stand_2020-12.pdf
https://brak.de/w/files/01_ueber_die_brak/aus-der-arbeit-der-ausschuesse/hinweise-rechnungslegung-ust-absenkung-erhoehung_akt.stand_2020-12.pdf


Als Teil einer rechtstatsächlichen Untersuchung im  

Zusammenhang mit der Evaluation des  Mediationsge-

setzes führen die Wissenschaftlerinnen Dr. Zechmann 

und Frau Rösler (FF – FreiForschen) eine empirische 

Untersuchung zur Nutzung der Sollvorschrift in § 253 

Abs. 3 Nr. 1 ZPO  durch. Nach dieser Vorschrift soll in 

der Klageschrift angegeben werden, ob der Klageerhe-

bung der Versuch einer Mediation oder einer anderen 

außergerichtlichen Konfliktbeilegung voranging. 

Hierzu  werden in zwei getrennten Erhebungen Rechts-

anwälte sowie Richter zu ihren Erfahrungen befragt. 

Die  Studie ist an das GANDALF-Projekt der Deutschen 

Stiftung Mediation angebunden.  

Die Teilnahme an der Umfrage ist unter folgendem Link 

möglich:   

Die Beantwortung nimmt ca. 15 Minuten in Anspruch 

und ist bis zum 31.12.2020 möglich. Die Teilnahme  

ist freiwillig; die Auswertung erfolgt anonym und aus-

schließlich zu Forschungszwecken.   

Berlin, 03.12.2020   |  Jennifer Witte, Rechtsanwältin

Pilotstudie zur Evaluierung des Mediationsgesetzes:
Nutzung der Sollvorschrift § 253 Abs. 3 Nr. 1 ZPO

Bitte um Unterstützung
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https:// lamapoll .de/RA3_Sol lvorschrift_253_

Abs_3_Satz_1_ZPO 

https://lamapoll.de/RA3_Sollvorschrift_253_Abs_3_Satz_1_ZPO
https://lamapoll.de/RA3_Sollvorschrift_253_Abs_3_Satz_1_ZPO


Ab dem 16.11.2020 wird die elektronische Verfahrens-

akte beim Sächsischen Landesarbeitsgericht pilotiert. 

Ab dann werden neu eingehende Verfahren in allen 

Kammern elektronisch geführt. Das Gericht hat darauf 

hingewiesen, dass bei der Übersendung und beim 

Empfang elektronischer Dokumente Folgendes zu be- 

achten ist:

∙ �Zustellungen und einfache Übersendungen durch das 

Sächsische Landesarbeitsgericht erfolgen ausschließ-

lich in elektronischer Form mit Ausnahme von voll-

streckbaren Ausfertigungen. Es wird dabei nochmals 

auf die Verwendung des elektronischen Empfangsbe-

kenntnisses (eEB) hingewiesen.

 

∙ �Übersendungen elektronischer Dokumente an das 

Sächsische Landesarbeitsgericht sollen nur auf einem 

sicheren Übermittlungsweg gem. § 64 Abs. 6 ArbGG 

i. V. m. § 130h Abs. 4 ZPO eingereicht werden, d. h. 

unter Nutzung des beA. Das Gericht bittet von einer 

zusätzlichen Übersendung per Fax, etc. abzusehen, 

da dies aufgrund des Mehraufwandes den Geschäfts-

gang verzögere.

 

∙ �Das Gericht weist weiter darauf hin, dass  Schriftsätze 

und Anlagen nicht in einem elektronischen Dokument 

zusammengefasst werden, sondern in einer Nachricht 

einzeln voneinander getrennt beigefügt und bezeich-

net werden. Es sollen jeweils nur Dokumente einer 

Nachricht beigefügt werden, die zu einem Aktenzei-

chen bzw. demselben Verfahren gehören.

∙ �In Papierform eingereichte Schriftstücke sollen das 

Aktenzeichen des Sächsischen Landesarbeitsgerichts 

immer an erster Stelle und in der oberen Hälfte auf 

Seite 1 des Schriftstücks enthalten. Es wird dabei da-

rum gebeten, dem Aktenzeichen in der Betreffzeile 

keine erläuternden Zusätze (wie Aktenzeichen, Az. 

oder dergleichen) hinzuzufügen. Es soll ausschließlich 

das Aktenzeichen in der Form „1 Sa 123/20“ angege-

ben werden. Sofern das gerichtliche Aktenzeichen 

noch nicht bekannt ist, wie etwa bei verfahrensein-

leitenden elektronischen Dokumenten, wird gebeten, 

das Dokument mit „Neueingang“ und einem die Ver-

fahrensart bezeichnenden Schlagwort, wie etwa Be-

rufung/Beschwerde zu versehen.

 

∙ Weitere Bearbeitungshinweise finden sich unter

    https://www.justiz.sachsen.de/content/4574.htm.   

Berlin, 30.09.2020   |   Alfred Gass, Rechtsanwalt

Projekt E-Verfahrensakte 
Justiz Sachsen 
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https://www.justiz.sachsen.de/content/4574.htm


Im automatisierten Mahnverfahren werden Nachrich-

ten des Gerichts bisher entweder im EDA-Format als 

nur maschinenlesbare Datensätze oder auf Papier über-

mittelt. 

Professionelle Nutzer wie Rechtsanwältinnen und 

Rechtsanwälte erhalten seit 2018 keine Folgeantrags-

formulare mehr auf Papier übersandt. Mitteilungen 

der Mahngerichte beschränken sich auf die reine In-

formation über die Zustellung, die Erhebung eines 

Widerspruchs, usw. Die bislang in Papierform zuge-

stellten Nachrichten werden im Zuge des Ausbaus des 

elektronischen Rechtsverkehrs künftig elektronisch im 

PDF-Format übermittelt.

 

Das Gericht wählt dabei den elektronischen Übermitt-

lungsweg, den der Anwalt einzelfallbezogen als Antrags-

weg seines letzten Antrags genutzt hat. Nach § 693

Abs. 2 ZPO ist der Antragsteller über die Zustellung 

bloß in Kenntnis zu setzen, weshalb die Nachrichten der 

Gerichte unsigniert übermittelt werden. Dies gilt auch 

für den Fall, dass kein sicherer Übermittlungsweg i. S. 

von § 130a ZPO i. V. mit § 31a BRAO gewählt wird, so 

etwa bei Nutzung des EGVP als Übermittlungsweg.

Die Änderung erfolgt ab dem 02.11.2020 zunächst bei 

den Mahngerichten Stuttgart und Wedding. Die übrigen 

Gerichte folgen schrittweise.   

Berlin, 30.09.2020   |   Alfred Gass, Rechtsanwalt

Umstellung des Nachrichtenversands 
im automatisierten Mahnverfahren
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Die Senatorin für Justiz und Verfassung der Freien Hanse-

stadt Bremen hat die Bundesrechtsanwaltskammer am 

09.12.2020 darüber in Kenntnis gesetzt, dass Bremen 

zum 01.01.2021 für die Arbeitsgerichtsbarkeit, die Fi-

nanzgerichtsbarkeit und die Sozialgerichtsbarkeit mit 

Ausnahme des Landessozialgerichts Niedersachen-Bre-

men und der Verwaltungsgerichtsbarkeit im Land Bre-

men den verpflichtenden elektronischen Rechtsverkehr 

für professionelle Verfahrensbeteiligte einführt (s. Seite 

21). Der Bremer Senat hat am 08.12.2020 eine Verord-

nung hierfür erlassen. 

Mit diesem Schritt zieht Bremen für die genannten Fach-

gerichte den verpflichtenden elektronischen Rechts-

verkehr vor und hofft auf wertvolle Erfahrungen für alle 

Verfahrensbeteiligte für den dann ab dem 01.01.2022 

flächendeckenden verpflichtenden elektronischen Rechts-

verkehr. 

Das Inkrafttreten der §§ 46g ArbGG, 52d FGO und 

65d SGG, die eine Ersatzeinreichung für den Fall vor-

sehen, dass die elektronische Übermittlung technisch 

vorübergehend nicht möglich ist, wird ebenfalls auf den 

01.01.2021 vorgezogen. Die vorübergehende Unmög-

lichkeit ist bei der Ersatzeinreichung oder unverzüglich 

danach glaubhaft zu machen; auf Anforderung ist ein 

elektronisches Dokument nachzureichen.  

Berlin, 10.12.2020   |   Julia von Seltman, Rechtsanwältin

Einführung des verpflichtenden elektronischen Rechtsverkehrs 
im Land Bremen

• für die Arbeitsgerichtsbarkeit,  
• die Finanzgerichtsbarkeit  und  
• �die Sozialgerichtsbarkeit  

zum 01.01.2021
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Alle Informationen zum beA unter 

https://portal.beasupport.de/external.

https://portal.beasupport.de/external


Wir möchte Sie darüber in Kenntnis setzen, dass der Bre-

mer Senat gestern am 08.12.2020 die Verordnung zur 

verpflichtenden Einführung des elektronischen Rechts-

verkehrs für professionelle Beteiligte in Gerichtsverfahren 

der Fachgerichte mit Ausnahme des Landessozialgerichts 

NiedersachsenBremen und der Verwaltungsgerichtsbar-

keit im Land Bremen erlassen hat.

 

Hiermit führt Bremen zum 01.01.2021 für die Arbeits-

gerichtsbarkeit, die Finanzgerichtsbarkeit und die Sozial- 

gerichtsbarkeit (mit Ausnahme des LSG Niedersachsen 

Bremen, das organisatorisch der niedersächsischen Jus-

tiz zugeordnet ist) den verpflichtenden elektronischen 

Rechtsverkehr für professionelle Verfahrensbeteiligte ein.

Wir hoffen mit diesem Teilschritt die genannten Fachge-

richte, die bereits seit langem flächendeckend elektronisch 

kommunizieren, von Scantätigkeiten zu entlasten. Zudem 

erhoffen wir uns wertvolle Erfahrungen für alle Verfah-

rensbeteiligten für den dann ab dem 01.01.2022 flächen-

deckenden verpflichtenden elektronischen Rechtsverkehr 

für professionelle Einreicher und hoffen durch diese Ent-

zerrung mögliche Probleme zu vermeiden.

Wir freuen uns auf eine gute Zusammenarbeit mit Ihnen 

bei diesem für alle Verfahrensbeteiligten wichtigen Schritt 

und stehen für einen fachlichen Austausch und Rückfra-

gen jederzeit gerne zur Verfügung.   

E-Mail: bjoern.krebs@justiz.bremen.de 

Telefon:  0421   36114017

Bremen, 09.12.2020   |   Björn Krebs, Leiter IT-Stelle Justiz Bremen

Verordnung zur verpflichtenden Einführung  
des elektronischen Rechtsverkehrs  

für professionelle Beteiligte in Gerichtsverfahren der Fachgerichte 

mit Ausnahme des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen  
und der Verwaltungsgerichtsbarkeit im Land Bremen 
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Die Verordnung ist abrufbar auf 

www.transparenz.bremen.de.
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Als erstes und bislang einziges Bundesland hat Schleswig-Holstein von der in Art. 24 ERVG 

eröffneten Möglichkeit Gebrauch gemacht, die aktive Nutzungspflicht des besonderen

 elektronischen Anwaltspostfachs (beA) vorzuziehen, die eigentlich erst ab dem 1.1.2022 

generell gilt. 

Für die Arbeitsgerichtsbarkeit in Schleswig-Holstein gilt sie nun bereits seit dem 1.1.2020. 

Über ihre Erfahrungen damit berichten Dr. Gregor Steidle, Direktor des Arbeitsgerichts Lübeck, 

und Jens Jähne, Fachanwalt für Arbeitsrecht in Elmshorn.

Herr Dr. Steidle, Herr Jähne, 

Hand aufs Herz: 

Wie häufig haben Sie vor dem 1.1.2020 

den elektronischenRechtsverkehr 

in Ihrer täglichen Arbeit genutzt?

Jähne: Wir haben tatsächlich den 

elektronischen Rechtsverkehr in 

unserer täglichen Arbeit auch vor 

dem 1.1.2020 bereits relativ um-

fangreich genutzt, da wir wussten, 

dass die Nutzungspflicht uns ja 

ohnehin ereilen würde und wir die 

technischen Voraussetzungen un-

längst geschaffen hatten.   

 

Steidle: Der entscheidende Punkt 

war für meine  Kolleginnen, Kolle-

gen und mich die Umstellung auf 

die elektronische Akte (eAkte) im September 2019: 

Während vorher über EGVP oder beA eingegangene 

Schriftsätze ausgedruckt und in die Papierakte veraktet 

wurden, sah ich ab September letzten Jahres die elek-

tronischen Eingänge direkt in der digitalen Akte auf 

meinem Bildschirm. Meine Verfügungen und Beschlüs-

se wurden plötzlich ebenfalls direkt über den ERV ver-

sandt. 

Was war Ihre Reaktion, als Sie von der vor- 

gezogenen Nutzungspflicht erfahren haben?

Jähne: Ich habe mich offen gestanden ge-

ärgert. Weniger über die Entscheidung, 

die Nutzungspflicht auf den 1.1.2020 vor-

zuziehen, als über die Art und Weise und 

die Kurzfristigkeit. Letztlich ist die Ent-

scheidung im Dezember 2019 getroffen 

worden. Wenn ich mir vergegenwärtige, 

welche technischen Maßnahmen und wel-

che Schulungen erforderlich waren, um den 

ERV in der täglichen Arbeit anwenden zu 

können und mir dann vorstelle, hierfür noch 

ungefähr zwei Wochen Zeit zu haben, geht 

diese Entscheidung schon sehr deutlich an 

der Lebenswirklichkeit der anwaltlichen Be-

rufspraxis vorbei. Hinzu kommt, dass sich 

eigentlich alle Akteure, also Anwaltschaft 

und Richterschaft, gegen das Vorziehen der aktiven 

Nutzungspflicht ausgesprochen haben. Gleichwohl ist 

das Vorhaben schlicht umgesetzt worden.

Steidle: Ehrlich gesagt, überwog bei uns allen die Skep-

sis. Die Ankündigung erfolgte sehr kurzfristig. Wir hoff-

ten zwar auf eine deutliche Verringerung des Scanauf-

wands, befürchteten aber einen sehr großen zeitlichen 

Aufwand für die Kommunikation mit den betroffenen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten sowie den 

ebenfalls verpflichteten Behörden.  ⏵

Berlin, 30.09..2020   |   Alfred Gass, Rechtsanwalt

Aktive Nutzungspflicht des beA
Erfahrungen aus der Arbeitsgerichtsbarkeit in Schleswig-Holstein
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Jens Jähne ist Rechtsanwalt 
und Fachanwalt für Arbeitsrecht 
in Elmshorn. Er ist ausschließlich 
im individuellen und kollektiven 
Arbeitsrecht tätig und bearbeitet 
ausschließlich Arbeitnehmer- 
mandate. 
Foto: Christian Brameshuber



Wie lief die Umstellung für Sie?

Was war alles vorzubereiten?

 

Jähne: Die Vorbereitungen, um den ERV nutzen zu 

können, hatten wir schon vor einiger Zeit getroffen. Es 

begann mit der Bestellung der Signaturkarten für mich 

als Anwalt und der entsprechenden Mitarbeiterkarten, 

dann erfolgte das Einrichten der Schnittstelle zwischen 

dem beA und der hier genutzten Anwaltssoftware und 

Schulungen zur Nutzung des beA. Diese Schulungen   

mussten dann später noch einmal wiederholt werden, 

da zwischen dem eigentlich vorgesehenen Start des beA 

und der dann tatsächlich erst deutlich später erfolgten 

Freischaltung noch einige Zeit vergangen war.

Steidle: Wir wurden sehr gut durch unser Ministerium 

und die Justizverwaltung vorbereitet. Seit Jahren gibt 

es das Projekt zur Einführung der eAkte und damit auch 

des ERV. Die Umstellung verlief erstaunlich reibungslos. 

Glücklicherweise konnten wir auf die Erfahrungen in 

der baden-württembergischen Arbeitsgerichtsbarkeit 

aufbauen und mit deutlich weniger Kinderkrankheiten 

starten. Mit der Einführung der eAkte haben wir auch 

auf die aktive Nutzung des ERV umgestellt. Die Vorbe-

reitung oblag natürlich dem Projekt, das wir als gesamte 

Gerichtsbarkeit mit nur ganz wenig zusätzlichem Perso-

nal intensiv begleitet haben.

Abgesehen von den zu erstellenden Projektstrukturen 

waren Soft- und Hardware – einschließlich der Digitali-

sierung der Sitzungssäle – zu beschaffen und für unsere 

Bedürfnisse anzupassen, komplett neue Arbeitsabläufe 

für das Scannen sowie für das digitale Bearbeiten und 

Versenden zu konzipieren und, absolut entscheidend, 

dafür zu sorgen, dass alle Mitarbeiterinnen und Mit-

arbeiter mitgenommen und gut geschult werden. Man 

muss mit den Ängsten aller – meine will ich da gar nicht 

verschweigen – und den geradezu zwangsläufig auftau-

chenden unerwarteten Umstellungsschwierigkeiten gut 

umgehen.

 

Zwei besondere Herausforderungen gab es für mich ab 

dem 1.1.2020: Zum einen musste ich mir eine Struktur 

aneignen, um die per ERV eingegangenen Schriftsätze 

auf ihre Ordnungsgemäßheit zu überprüfen. Ein The-

ma, von dem ich als technisch maximal durchschnittlich 

Interessierter vorher überhaupt keine Ahnung hatte. 

Bereits letztes Jahr haben wir alle gemeinsam einmal 

pro Woche im Gericht einfache und kritische elektroni-

sche Eingänge zu einfacher und qualifizierter Signatur 

und zum Übermittlungsweg besprochen. In diesem Jahr 

kamen vor allem die Dateiformatfragen (Durchsuchbar-

keit und Einbettung der Schriften) hinzu. Mittlerweile 

brauche ich pro Eingangsprüfung – und ich überprüfe 

jeden Eingang – deutlich unter einer Minute.

Zum anderen kosteten die Hinweise an Rechtsanwältin-

nen und Rechtsanwälte, die einen Schriftsatz in Papier-

form oder im falschen Format einreichten, gerade in den 

ersten Monaten jede Woche viele Stunden Arbeitszeit. 

Neben schriftlichen – standardisierten – Hinweisen 

habe ich häufig zum Telefonhörer gegriffen. Meine Er-

fahrungen dabei sind ganz überwiegend positiv. Es ist 

meinen Richterkolleginnen, -kollegen und mir mit ganz 

wenigen Ausnahmen gelungen, so rechtzeitig und nach-

haltig zu informieren, dass die Fristen noch eingehal-

ten wurden und auf Seiten der Rechtsanwältinnen und 

Rechtsanwälten keine Haftungsfälle produziert wurden. 

Wie immer: Die Fälle, in denen ich mit dem Rechtsan-

waltsbüro das Problem gemeinsam lösen konnte, ge-

ben Zufriedenheit. Die (sehr seltenen) Fälle, in denen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte in unangemes-

senem Ton ihren sehr verständlichen Frust bei mir ab-

geladen haben, kosten Kraft und Nerven.

Und wie sehen das die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

Ihrer Geschäftsstelle oder Kanzlei?

Jähne: Das Vorziehen der Nutzungspflicht war aus Sicht 

meiner Mitarbeiterinnen zu kurzfristig. Es blieb wenig 

Zeit zum Üben. Auch die Gerichte waren bei Weitem 

nicht gut vorbereitet, sodass die Anfangszeit sehr holp-

rig verlief. Probleme mit der Lesbarkeit übersandter Do-

kumente (z. B. PKH-Erstattungsanträge) konnten dann 

erst nach einiger Zeit gelöst werden. Von diesen Start-

schwierigkeiten abgesehen, lässt sich der Umgang 

mit dem ERV aber ansonsten sehr gut in die weiteren 

Arbeitsabläufe integrieren und spart Ressourcen (z. B. 

Papier).

Steidle: Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter trugen 

gerade am Anfang die Hauptlast. Während wir Richterin-

nen und Richter unsere komplette Dezernatsarbeit auf 

einmal ortsunabhängig erledigen konnten, mussten sich 

unsere Geschäftsstellenkräfte durch neu erlernte, ⏵ 
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sehr hohe Konzentration erfordernde Bildschirmarbeit 

kämpfen. Der Frust, trotz aller Anstrengung am Abend 

völlig kaputt zu sein und trotzdem weniger als vorher 

geschafft zu haben, war groß. Die Hoffnung von uns 

allen liegt in der höheren Routine und in weitere Ver-

besserungen bringenden Updates unserer Software. Ich 

bin unglaublich stolz auf unsere Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter, dass sie trotzdem diesem Generationen-

projekt die Treue halten. Keiner will zur Papierakte und 

zum Papierversand zurück. 

Es sind auch die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 

die als erste der oft berechtigte, aber auch manchmal 

nichtganz gerechtfertigte Unmut der 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte 

trifft. Ich habe die Geduld bewundert, 

wie den Anrufenden technische Sach-

verhalte erklärt wurden, die den Er-

klärenden selbst noch ganz neu waren. 

Der immer wieder anzutreffende Um-

stand, dass die Höflichkeit des Anrufers 

mit dem Dienstgrad des Angerufenen 

steigt, hilft mir deutlich mehr als mei-

nen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern.

Was ist aus Ihrer Sicht 

der größte Vorteil des ERV?

Jähne: Wenn alle Systeme laufen, ist der 

größte Vorteil die schnelle, papierlose 

und datensichere Korrespondenz.

Steidle: Das ist meines Erachtens die 

Geschwindigkeit: Ein Rechtsanwalt übersendet z. B. 

einen eiligen Terminsverlegungsantrag, dieser Antrag 

ist sofort in meiner Akte und ich kann den Termin un-

mittelbar verlegen. Wenn es ganz eilig ist, versende ich 

direkt ohne meine Geschäftsstelle die Verlegung an die 

Rechtsanwältin der Gegenseite. In weniger als 15 Minu-

ten ist die Sache für alle komplett erledigt.

Ob Sie es glauben oder nicht: Die Stabilität. Der Rechts-

verkehr über beA läuft nach meiner Erfahrung, anders 

noch als im letzten Jahr, in diesem Jahr zunehmend 

völlig problemfrei. Keine unvollständigen Faxe mit ver-

schluckten Zeilen mehr, keine Probleme mit der Post-

laufzeit und eine für alle Beteiligten einfache und kla-

re Dokumentation, ob der Schriftsatz eingegangen ist. 

Schließlich die Konsistenz: Unsere Akte ist digital und 

die schriftsätzliche Kommunikation auch.

Hat sich Ihre eigene Einstellung zum ERV geändert, 

nun da Sie ihn seit einer Weile nutzen müssen?

Jähne: Meine Haltung zum ERV ist tatsächlich auch si-

tuationsabhängig. Ich bin ungern Systemen ausgeliefert, 

die ich nicht eigenständig beherrschen kann, bei denen 

ich also auf die Hilfe Dritter angewiesen bin. So lange 

wir also keine Anwendungsprobleme haben, habe ich 

eine durchweg positive Haltung zum ERV. Problema-

tisch finde ich, dass Richter*innen Prü-

fungen vornehmen müssen, im Rahmen 

derer sie letztlich keine juristischen Ent-

scheidungen treffen, sondern technische. 

Da wedelt für mich der Schwanz mit dem 

Hund.

Steidle: Ich bin vom ERV heute über-

zeugter als noch vor Jahresfrist. Meine 

Hoffnungen (deutliche Reduzierung 

des Scanaufwands) haben sich erfüllt, 

meine Befürchtungen sind nicht in vol-

lem Umfang eingetreten. Dies liegt in 

erster Linie daran, dass die mit uns zu-

sammenarbeitenden Rechtsanwältinnen 

und Rechtsanwälte – u. a. auch Dank des 

beA-Newsletters der BRAK – den Wech-

sel ausgesprochen gut bewältigt haben. 

Jeder musste den wesentlichen Anpas-

sungsprozess einmal mit allen Schwierig-

keiten und Ärgernissen durchlaufen. Dafür funktioniert 

die digitale Kommunikation jetzt aus meiner Sicht stabil. 

Mein Hinweisaufwand hat sich deutlich verringert.

Natürlich stehen noch diverse obergerichtliche Ent-

scheidungen zu Rechtsproblemen des ERV aus. Dies ist 

aber, meine ich, für alle Beteiligten angesichts des ohne-

hin steten Rechtswandels beherrschbar.

Was könnte noch besser laufen?

Jähne: Für unsere Kanzleiabläufe wäre es hilfreich, wenn 

bei den elektronischen Posteingängen das Aktenru-

brum und unser Aktenzeichen angezeigt werden. Im Üb-

rigen ist die technische Ausstattung in den Gerichts- ⏵ 
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als Richter in die schleswig-
holsteinische Arbeitsgerichts-
barkeit wechselte. 
Seit 2016 ist er Direktor 
des Arbeitsgerichts Lübeck.



sälen auf Anwaltsseite zu bemängeln. Während auf 

Richter*innenseite ein komfortabler Ausstattungsstand 

angestrebt wird (z. B. mit mehreren Bildschirmen), sind 

wir in der Anwaltschaft darauf beschränkt, mit unseren 

Tablets zu arbeiten, was die Handhabung elektronischer 

Dokumente in der Verhandlungssituation schwierig 

macht. Da müsste Augenhöhe hergestellt werden zwi-

schen richterlichem und anwaltlichem Arbeitsplatz im 

Gerichtssaal.

Steidle: Zum einen könnten die für den ERV maßgebli-

chen Verordnungen (ERVV und ERVB) übersichtlicher 

und für die Praxis einfacher gestaltet werden. Das Pro-

blem der eingebetteten Schriften war wahrscheinlich 

dem Verordnungsgeber bei Abfassung gar nicht gegen-

wärtig – mir übrigens auch nicht. Ich hoffe, dass sich 

manche Probleme mit der neuen ERVB lösen werden.

Zum anderen wünschte ich mir, dass nicht nur Rechtan-

wältinnen und Rechtsanwälte sowie Behörden, sondern 
auch die im Arbeitsgerichtsprozess eine wichtige Rolle 

spielenden Verbände durch ein eigenes Verbandspost-

fach in den ERV einbezogen werden. Dieses Thema 

scheint jetzt endlich auf einem guten Weg zu sein.

Weiter müsste die Überprüfung, ob der elektronische 

Eingang ordnungsgemäß erfolgte, weiter technisiert 

werden, am besten anhand einer Prüfsoftware, die für 

jeden am ERV Beteiligten zugänglich wäre. Rechtsan-

wältinnen und Rechtsanwälte könnten dann zu ihrer ei-

genen Sicherheit und Beruhigung schon einmal für sich 

vorab prüfen, ob sie ihren fristgebundenen Schriftsatz 

ordnungsgemäß versandt haben. Umgekehrt könnte ich 

mich als Richter endlich wieder mehr auf meine eigent-

liche rechtliche Arbeit konzentrieren.

Schließlich muss noch an der Übersichtlichkeit der an 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte übersandten 

Daten gearbeitet werden. Es sollte auf den ersten Blick 

auch für den nicht technikaffinen Anwender klar sein, 

welche Metadaten – z. B. zur Überprüfung der richterli-

chen qualifizierten Signatur oder der der gegnerischen 

Rechtsvertretung – von Gerichtsseite mit versandt 

wurden.

Alle Verbesserungen sollten in Zusammenarbeit von 

Gerichtsseite, BRAK und Anbietern von Rechtsanwalts-

software erfolgen. So wie wir den ERV in unsere elekt-

ronische Gerichtsakte einbinden, sollte dies auch für die 

elektronische Rechtsanwaltsakte möglich sein.

Was überwiegt für Sie: 

Vor- oder Nachteile der aktiven Nutzungspflicht?

Jähne: Die Vorteile überwiegen. Zwar spielt die Tech-

nik nicht immer mit und das Abrufen von Eingängen ist 

manchmal zeitaufwändig, gleichwohl stellt der ERV eine 

schnelle und umweltschonende Form der Kommunikati-

on mit Gericht und Anwaltschaft dar.

Steidle: Ganz klar die Vorteile. Ja, ich sehe die Schwie-

rigkeiten für Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte, 

die sich bisher nicht mit der Digitalisierung ihrer Arbeit 

befasst haben und sich dies möglicherweise auch finan-

ziell nicht leisten können. Aber ich sehe auch die vielen, 

vielen Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte in allen 

möglichen Kanzleiformen, die mit dem ERV sehr gut zu-

rechtkommen. Es läuft noch nicht alles perfekt, aber ich 

halte das Erreichte für eine gute Basis für weitere Ent-

wicklungen, z. B. um ausfüllbare Vordrucke komfortabel 

über den ERV zu versenden und durch die Gerichtsseite 

zu bearbeiten.

Wenn Sie die anderen Länder beraten dürften: 

Sollten sie ebenfalls die aktive Nutzungspflicht 

für einzelne Gerichtsbarkeiten vorziehen 

oder lieber bis zum 1.1.2022 abwarten?

Jähne: Letztlich macht es aus meiner Sicht keinen Un-

terschied, ob die Nutzungspflicht ab 1.1.2022 in Kraft 

tritt oder bereits früher. Entscheidend ist, dass insoweit 

Verlässlichkeit und eine ausreichende Vorbereitungs-

zeit gewährleistet ist. Überraschungsaktionen wie in 

Schleswig-Holstein sollten vermieden werden.

Steidle: Ich bin mittlerweile sehr für das Vorziehen: 

Dies ermöglicht Rechtsanwältinnen und Rechtsan-

wälten, aber auch den Gerichtsbarkeiten, schon vor 

dem 1.1.2022 in überschaubaren Bereichen zu üben 

und obergerichtliche Entscheidungen zu den neu auf-

tauchenden Rechtsproblemen zu produzieren, auf die 

die große Masse der Gerichtsbarkeiten, aber auch die 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte ab 2022 dann 

zurückgreifen könnten. ⏵
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Das Vorziehen der aktiven Nutzungspflicht setzt aber 

zwei Dinge voraus: Bei Gericht muss bereits die eAkte 

eingeführt sein. Ansonsten wird bei Gericht der digital 

versandte Schriftsatz einfach nur analog ausgedruckt. 

Weiter muss die Einführung der aktiven Nutzungspflicht 

von gerichtlicher Seite aus mit ortsnahen Informations-

veranstaltungen für die betroffenen Rechtsanwältinnen 

und Rechtsanwälte begleitet werden.

Interview: Dr. Tanja Nitschke, Mag. rer. publ.,

und Sven Krautschneider   
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 Aktuelle Infos rund um das beA:

beA-Supportportal

https://portal.beasupport.de/

beA-Newsletter:

https://www.brak.de/bea-newsletter 

https://portal.beasupport.de/
https://www.brak.de/bea-newsletter
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Bekanntmachung 
zu den Rechtsverordnungen

‧  über die Führung und Übermittlung elektronischer Akten 

‧  die Erstellung und Übermittlung elektronischer Dokumente 

‧  die Einsichtnahme in elektronische Akten 2020

Gemäß § 6 der Strafaktenübermittlungsverordnung vom 

14. April 2020 (BGBl. I S. 799), § 7 der Dokumentenerstel-

lungs- und -übermittlungsverordnung vom 28. Februar 

2020 (BGBl. I S. 244), § 7 der Strafakteneinsichtsverord-

nung vom 24. Februar 2020 (BGBl. I S. 242), § 6 der Buß-

geldaktenübermittlungsverordnung vom 6. April 2020 

(BGBl. I S. 765), § 6 der Strafvollzugsgerichtsakten-

übermittlungsverordnung vom 3. März 2020 (BGBl. I 

S. 410) und § 7 der Bundesgerichte-Aktenführungsver-

ordnung vom 27. März 2020 (BGBl. I S. 745) wird bekannt 

gemacht, dass ab dem Tag nach der Veröffentlichung der 

Bekanntmachung im Bundesanzeiger Folgendes gilt:

1.  �Zulässige Dateiversionen gemäß § 7 Absatz 1 Num- 

mer 1 der Dokumentenerstellungs- und -übermitt- 

lungsverordnung sind PDF einschließlich PDF 2.0,

PDF/A-1, PDF/A-2, PDF/UA. 

 

Hinsichtlich der zulässigen Dateiversionen PDF, ins-

besondere PDF/A-1, PDF/A-2, PDF/UA, müssen alle 

für die Darstellung des Dokuments notwendigen 

Inhalte (insbesondere Grafiken und Schriftarten) in 

der Datei enthalten sein. Ein Nachladen von Daten-

strömen aus externen Quellen ist nicht zulässig. Der 

Dokumenteninhalt muss ortsund systemunabhängig 

darstellbar sein. Ein Rendering für spezifische Aus-

gabegeräte ist unzulässig. Die Datei darf kein einge-

bundenes Objekt enthalten, dessen Darstellung ein 

externes Anwendungsprogramm oder eine weitere 

Instanz des PDF-Darstellungsprogramms erfordern 

würde. Zulässig ist das Einbinden von Inline-Signa-

turen und Transfervermerken. Die Datei darf keine 

Aufrufe von ausführbaren Anweisungsfolgen, wie 

z. B. Scripts, beinhalten, insbesondere darf weder 

innerhalb von Feldern in Formularen noch an ande-

rer Stelle JavaScript eingebunden sein. Zulässig sind 

Formularfelder ohne JavaScript. Zulässig sind Hyper-

links, auch wenn sie auf externe Ziele verweisen.

2.  �Bei Übermittlung eines strukturierten maschinenles-

baren Datensatzes gemäß § 6 Absatz 1 Nummer 1 

der Strafaktenübermittlungsverordnung, § 7 Ab-

satz 1 Nummer 2 der Dokumentenerstellungs- und 

-übermittlungsverordnung, § 7 Absatz 1 Nummer 1 

der Strafakteneinsichtsverordnung, § 6 Absatz 1 

Nummer 1 der Bußgeldaktenübermittlungsverord-

nung, § 6 Absatz 1 Nummer 1 der Strafvollzugsge-

richtsaktenübermittlungsverordnung und § 7 Satz 1 

der Bundesgerichte-Aktenführungsverordnung ist 

ab dem 31. Oktober 2021 der XJustiz-Standard in 

der jeweils gültigen XJustiz-Version zu verwenden.  

Ab dem Jahr 2021 wird einmal jährlich eine neue 

XJustiz-Version gültig. Sie löst die bis dahin gültige 

Version ab. XJustiz-Versionen werden immer zwölf 

Monate vor Gültigkeit veröffentlicht. Am 31. Okto-

ber 2021 wird die Version XJustiz 3.2 gültig.

 

Für den Zeitraum bis zum 31. Oktober 2021 soll die 

XJustiz-Version 3.1 genutzt werden. Sofern zwischen 

einzelnen Kommunikationspartnern bereits andere 

XJustiz-Versionen zum Einsatz kommen oder abge-

stimmt sind, können diese bis zum 31. Oktober 2021 

weiter genutzt werden. 

 

Für die Übermittlung von Schriftgutobjekten ist die 

XJustiz-Nachricht „uebermittlung_schriftgutobjekte“ 

(nachricht.gds.uebermittlung_schriftgutobjek-

te.0005005) des XJustiz-Standards zu verwenden. ⏵

Berlin, 17.09.2020   |   Nieradzik

Bundesanzeiger
Herausgegeben vom
Bundesministerium der Justiz
und für Verbraucherschutz
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Sofern im XJustiz-Standard einschlägige Fachmodule 

definiert sind, ist die jeweilige XJustiz-Nachricht des 

einschlägigen Fachmoduls zu verwenden.

3.  �Zulässige physische Datenträger gemäß § 6 Absatz 1 

Nummer 2 der Strafaktenübermittlungsverordnung, 

§ 7 Absatz 1 Nummer 3 der Dokumentenerstellungs- 

und -übermittlungsverordnung, § 7 Absatz 1 Nummer 

2 der Strafakteneinsichtsverordnung, § 6 Absatz 1 

Nummer 2 der Bußgeldaktenübermittlungsverord-

nung und § 6 Absatz 1 Nummer 2 der Strafvollzugs-

gerichtsaktenübermittlungsverordnung sind

a)  �USB-Speichermedien, die mit den Dateisyste-

men exFAT oder NTFS formatiert sind und dem 

USB-Standard 2.0 oder höher entsprechen,

b)  DVD,

c)  CD und

d)  �sonstige physische Datenträger die zwischen Ab-

sender und Empfänger innerhalb des Geschäfts-

bereichs des Bundes oder eines Landes abge-

stimmt wurden.

4.  �Qualifizierte elektronische Signaturen sind gemäß 

§ 7 Absatz 1 Nummer 4 der Dokumentenerstellungs- 

und -übermittlungsverordnung nach folgenden Vor-

gaben anzubringen:

a)  �Nach dem Standard CMS Advanced Electronic 

Signatures (CAdES) als angefügte Signatur („deta-

ched signature“),

b)  �nach dem Standard PDF Advanced Electronic Sig-

natures (PAdES) als eingebettete Signatur („inline 

signature“) gemäß ETSI EN 319 142-1 v1.1.1 oder 

ETSI TS 103 172 v2.2.2 oder

c)  �nach den Spezifikationen für Formate fortge-

schrittener elektronischer Signaturen des Durch-

führungsbeschlusses (EU) 2015/1506 der Kom-

mission vom 8. September 2015 zur Festlegung 

von Spezifikationen für Formate fortgeschrittener 

elektronischer Signaturen und fortgeschrittener 

Siegel, die von öffentlichen Stellen gemäß Artikel 27 

Absatz 5 und Artikel 37 Absatz 5 der Verordnung 

(EU) Nr. 910/2014 des Europäischen Parlaments 

und des Rates über elektronische Identifizierung 

und Vertrauens dienste für elektronische Transak-

tionen im Binnenmarkt anerkannt werden (ABl. L 

235 vom 9.9.2015, S. 37).   



Die Finanzämter Goslar und Bad Gandersheim werden 

am 1. Dezember 2020 zum Finanzamt Goslar-Bad Gan-

dersheim zusammengelegt. Diese Zusammenlegung hat 

auch Auswirkungen auf die Festlegung von neuen Zu-

ständigkeiten bei der Erbschaft- und Schenkungsteuer.

Bisher ist das Finanzamt Braunschweig-Altewiekring 

örtlich zuständig für die Erbschaft- und Schenkung-

steuerfälle des Finanzamts Goslar und das Finanzamt 

Hildesheim-Alfeld für die des Finanzamts Bad Ganders-

heim.

Mit der Zusammenlegung zum Finanzamt Goslar- 

Bad Gandersheim wird das Finanzamt Braunschweig- 

Altewiekring ab dem 1. Dezember 2020 örtlich zustän-

dig für erbschaft- und schenkungsteuerliche Fälle des 

Finanzamts Goslar-Bad Gandersheim.  

Abweichend hiervon gilt folgende Besonderheit: 

Sterbefälle und Schenkungen, die den Zuständigkeits-

bereich des ehemaligen Finanzamts Bad Gandersheim 

betreffen und vor dem 1. Dezember 2020 eingetreten 

sind, verbleiben beim bisher zuständigen Finanzamt 

Hildesheim-Alfeld und werden dort abschließend be-

arbeitet. Die Steuernummern für die Erbschaft- und 

Schenkungsteuer ändern sich daher nicht. Aufgrund 

der geänderten Zuständigkeit und der ggf. erforderli-

chen Weiterleitung von Vorgängen an das zuständige 

Finanzamt kann es zu Verzögerungen bei der Bearbei-

tung kommen. 

Weitere Informationen

Informationen und Hintergründe zur Strukturreform 

der niedersächsischen Finanzverwaltung finden Sie 

auch auf der Internetseite des Niedersächsischen Fi-

nanzministeriums.

Die Kontaktdaten der betroffenen Finanzämter

Finanzamtes Goslar-Bad Gandersheim 

Postanschrift: 

Wachtelpforte 40, 38644 Goslar

Postfach 2972, 38629 Goslar

Telefon 05321  559 - 0

Finanzamtes Braunschweig-Altewiekring

Postanschrift: 

Altewiekring 20, 38102 Braunschweig

Postfach 32 29, 38022 Braunschweig

Telefon 0531  705 - 0

 

Finanzamt Hildesheim-Alfeld

Postanschrift: 

Kaiserstraße 47, 31134 Hildesheim

Postfach 10 04 55, 31104 Hildesheim

Telefon 05121  302 - 0

.

Datenschutzhinweis

Informationen über die Verarbeitung personenbezoge-

ner Daten in der Steuerverwaltung und über Ihre Rech-

te nach der Datenschutz-Grundverordnung sowie über 

Ihre Ansprechpersonen in Datenschutzfragen entneh-

men Sie bitte dem allgemeinen Informationsschreiben 

der Finanzverwaltung. Dieses Informationsschreiben 

finden Sie unter www.finanzamt.de (unter der Rubrik 

„Datenschutz“) oder erhalten Sie bei Ihrem Finanzamt.                              	

                                                                                                   

Zusammenlegung der Finanzämter Goslar und Bad Gandersheim

Auswirkungen auf die örtliche Zuständigkeit  
für die Erbschaft- und Schenkungsteuer 

Hannover, 29.09.2020 

Niedersächsisches
Finanzministerium
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                                                                      § 1 

Die Rechtsanwaltskammer für den Oberlandesgerichtsbezirk Braunschweig erhebt  

für folgende Amtshandlungen gem. § 192 BRAO die nachfolgenden Verwaltungsgebühren.  

Die Amtshandlung kann von der vorherigen Zahlung der Gebühr abhängig gemacht wer-

den.

 1.	 Zulassung zur Rechtsanwaltschaft (§§ 6, 12 BRAO)	 200,00   €

 2. 	� Zulassung zur Rechtsanwaltschaft als Syndikusrechtsanwalt  

(§ 46a BRAO)	 400,00   €

		

 3. 	� Zulassung zur Rechtsanwaltschaft als Syndikusrechtsanwalt

	 bei gleichzeitiger Beantragung der Zulassung als Rechtsanwalt

	 nach §§ 6, 12 BRAO	 500,00   €

		

 4. 	 Zulassung zur Rechtsanwaltschaft als Syndikusrechtsanwalt

	 (§ 46a BRAO) bei bereits bestehender Zulassung

	 als Rechtsanwalt (§§ 6, 12 BRAO)	 300,00   €

		

 5. 	 Zulassung zur Rechtsanwaltschaft als Rechtsanwalt (§§ 6,12 BRAO)

	 bei bereits bestehender Zulassung als Syndikusrechtsanwalt 

	 (§ 46a BRAO) 	 100,00   €

 6. 	 Erstreckung der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft auf  

	 ein weiteres Anstellungsverhältnis oder Änderung der Zulassung  

	 zur Rechtsanwaltschaft als Syndikusrechtsanwalt bei Aufnahme  

	 einer  neuen oder geänderten Tätigkeit (§ 46b Abs. 2 und 3 BRAO)	 300,00   €

		

 7. 	 Feststellung, dass keine wesentliche Änderung der Tätigkeit  

	 im Sinne von  § 46b BRAO vorliegt	 300,00    €

8. 	 Zulassung  oder Aufnahme  einer Rechtsanwaltskapitalgesellschaft 

	 (§ 59 c ff BRAO bzw. analog)	 750,00   €

 9. 	 Aufnahme als Rechtsanwalt oder Syndikusrechtsanwalt  

	 bei Kanzleisitzverlegung aus einem anderen Kammerbezirk 

	 (§ 27 Abs. 3 BRAO) oder Aufnahme eines Rechtsbeistandes 	 100,00   €

   

		

 
 Gebührenordnung

für die Zulassungs- und Vertretungsangelegenheiten 
nach § 192 Abs. 1 S. 1 BRAO 

geändert und neu beschlossen durch die Kammerversammlung am 09.12.2020

⏵



Bekanntmachungen
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10. 	Entscheidungen in Angelegenheiten der Anwälte aus anderen Staaten

	 (§§ 206, 207 BRAO; § 3 EuRAG)	 200,00   €

11. 	Zulassungsrücknahme bzw. Widerruf  

	 (§ 14 mit Ausnahme von § 14 Abs. 2 Ziff. 4, § 59h BRAO)	 100,00   €

12. 	Bestellung eines Vertreters

	 (§ 53 Abs. 2 S. 3, § 47  Abs. 1 S. 2, § 161 Abs. 1 S. 1  BRAO) 	 30,00   €

13. 	Verlängerung der Vertreterbestellung,  

	 Weiterbestellung derselben Person 	 10,00   €

14.	 Antrag auf Einrichtung eines besonderen elektronischen 

	 Anwaltspostfaches gem. § 27a Abs. 1 EuRAG	 20,00   €

  

15.	 Ausstellung eines  bundeseinheitlichen / europäischen     

	 Anwaltsausweises  mit oder ohne neuem Foto (Folgeproduktion)	 30,00   €

16. 	Befreiung von der Kanzleipflicht (§§ 29 Abs. 1, 29a Abs. 2 BRAO)	 30,00   €

17. 	Beantragung einer VDB-Zugangskarte

	 Registrierung DATEV SmartCard für Berufsträger 	 30,00   € 

	 (alternativ der DATEV mIDenty Stick für Berufsträger) kostenfrei

                                                                      § 2 

(1) 	 Die Gebührenschuld entsteht, soweit ein Antrag notwendig ist, mit dessen Eingang  

	 bei der Rechtsanwaltskammer, im Übrigen mit der Beendigung der gebührenpflichti-

	 gen Amtshandlung (§ 11 Abs. 1 VerwKostG analog).

(2) 	 Bei Rücknahme des Antrags wird nur die Hälfte der in § 1 für die Amtshandlung  

	 bestimmen Gebühr erhoben. Überzahlungen werden innerhalb von 4 Wochen  

	 nach der Rücknahme erstattet.

                                                                     § 3 

Diese Gebührenordnung tritt zum 01.01.2021 in Kraft. Sämtliche früheren Gebühren-

ordnungen treten gleichzeitig außer Kraft.    



Bekanntmachungen
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Zu der gemäß AV des MJ vom 16.03.1994 – Nds. Rpfl. 1994, S. 93 – an die Rechtsan-

wältinnen und Rechtsanwälte für die Leistung von Arbeitsgemeinschaften im juristischen 

Vorbereitungsdienst in der Anwaltsstation sowie Examensklausuren zu zahlende Ver-

gütung gewährt die Rechtsanwaltskammer ohne Anerkennung einer Rechtspflicht ei-

nen Zuschuss, und zwar in Abänderung des Beschlusses der Kammerversammlung vom 

05.04.2017

a)	� für jede Unterrichtsstunde/Besprechungsstunde (45 Minuten) in Höhe von 35,00 €

b)	 für die Korrektur und Bewertung einer jeden Klausur in Höhe von 20,00 €

c)	� für die Ausgabe, das Einsammeln und die Besprechung einer Klausuraufgabe 

eine Pauschale in Höhe von 90,00 € (entsprechend 2,5 Unterrichtsstunden)

d)	� für die Teilnahme an vom Ministerium veranstalteten Fortbildungsveranstaltungen 

oder Erfahrungsaustauschen eine Entschädigung in Höhe des 1,5fachen Betrages 

gem. Nr. 7005 Nr. 3 VV RVG in der jeweils gültigen Fassung.

     

Diese Zuschüsse werden nur auf Antrag gezahlt. Als Nachweis der beantragten Entschä-

digung gilt die anwaltliche Versicherung.

Die vorstehende Entschädigungsregelung der Rechtsanwaltskammer für den Oberlan-

desgerichtsbezirk Braunschweig tritt zum 01.01.2021 in Kraft.     

		

 
Entschädigungsregelung  

für die Referendararbeitsgemeinschaftsleiter  
und Leiter der Examensklausuren 

im Kammerbezirk der Rechtsanwaltskammer  

für den Oberlandesgerichtsbezirk Braunschweig 

geändert und neu beschlossen durch die Kammerversammlung am 09.12.2020



Veranstaltungen 

Auch in den nächsten Monaten bietet die Rechtsan-

waltskammer Braunschweig wieder Fortbildungs- und 

Fachanwaltsseminare an. Bitte informieren Sie sich im-

mer aktuell auf unserer Internetseite www.rak-braun-

schweig.de unter der Rubrik „Fortbildung“. Und bitte 

merken Sie sich bereits jetzt folgende Termine vor:

Seminare  |  Fortbildungen

03.03.2021	 Aktuelle Immobilienbesteuerung  |  Teil 2

13:30 – 19:00 Uhr	 Referent: Rudolf Jung, Dipl. Finanzwirt, Duderstadt

	 * Anerkennung gem. § 15 FAO für Steuerrecht 

	 und Miet- und WEG-Recht

19.03.2021 (Freitag)	 Braunschweiger Strafrechtsgespräche

12:00 – 17:30 Uhr	 * Anerkennung gem. § 15 FAO für Strafrecht

26.03.2021 (Freitag)                              	 Aktuelle höchstrichterliche Rechtsprechung  

12:00 – 17:30 Uhr	 zum Insolvenzrecht

	 Referent: Prof. Dr. Markus Gehrlein, Richter am BGH

	 * Anerkennung gem. § 15 FAO für Insolvenzrecht 

 

14.04.2021	 Unternehmensnachfolge

13:30 – 19:00 Uhr	 Referent: Enrico Heim, u.a. Diplom-Finanzökonom, 		

	 Treuhänder/Steuerberater, Bilanzbuchhalter

	 * Anerkennung gem. § 15 FAO für Erbrecht, Steuerrecht 	

	 und Handels- und Gesellschaftsrecht

 

19.05.2021	 Schadensersatz und Versicherungsrecht 

13:30 – 19:00 Uhr	 Referent: Bernd Schöning, 

	 Rechtsanwalt, Fachanwalt für Verkehrsrecht, Stadtlohn

	 * Anerkennung gem. § 15 FAO für Verkehrsrecht und 	

	 Versicherungsrecht  

16.06.2021	 Zeugnisworkshop (Arbeitsrecht)

13:30 – 19:00 Uhr	 Referent: Alexander Hirschmann, Rechtsanwalt, Bochum

	 * Anerkennung gem. § 15 FAO für Arbeitsrecht

25.06.2021 (Freitag)	 Braunschweiger Strafrechtsgespräche

12:00 – 17:30 Uhr 	 * Anerkennung gem. § 15 FAO für Strafrecht

29.09.2021	 Unternehmensbewertung

13:30 – 19:00 Uhr	 Referent: Enrico Heim, u.a. Diplom-Finanzökonom,  

	 Treuhänder/Steuerberater, Bilanzbuchhalter

	 * Anerkennung gem. § 15 FAO für Familienrecht, Steuer	

	 recht und Handels- und Gesellschaftsrecht

15.10.2021	 Braunschweiger Strafrechtsgespräche

12:00 – 17:30 Uhr 	 * Anerkennung gem. § 15 FAO für Strafrecht
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www.rak-braunschweig.de
www.rak-braunschweig.de


*  �Anmerkung: Die Angaben zur Anerkennung der Fortbildungsveranstaltungen gem. § 15 FAO  
beziehen sich auf die Anerkennungspraxis der Rechtsanwaltskammer Braunschweig.     

Veranstaltungen

 

17.11.2021	 Verkehrsstrafrecht

13:30 – 19:00 Uhr	 Referent: Bernd Schöning, 

	 Rechtsanwalt, Fachanwalt für Verkehrsrecht, Stadtlohn

	 * Anerkennung gem. § 15 FAO für Verkehrsrecht und 	

	 Strafrecht 

Das Anmelde-

formular finden Sie 

auf Seite 35.
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per Fax    0531   12  33  566   
per E-Mail   info@rak-braunschweig.deAnmeldung

Die Seminare finden, sofern nicht anders angegeben, in der Geschäftsstelle  

der Rechtsanwaltskammer Braunschweig, Erdgeschoss/Seminarraum,  

Lessingplatz 1, 38100 Braunschweig, statt.

	
03.03.2021	 Aktuelle Immobilienbesteuerung (Teil 2)

	
19.03.2021	 Braunschweiger Strafrechtsgespräche

	
26.03.2021	 Aktuelle höchstrichterliche Rechtsprechung zum Insolvenzrecht

	
14.04.2021	 Unternehmensnachfolge

	
19.05.2021	 Schadensersatz und Versicherungsrecht

	
16.06.2021	 Zeugnisworkshop (Arbeitsrecht)

	
25.06.2021	 Braunschweiger Strafrechtsgespräche

	
29.09.2021	 Unternehmensbewertung

	
15.10.2021	 Braunschweiger Strafrechtsgespräche

	
17.11.2021	 Verkehrsstrafrecht

Veranstaltungen

 

Mit der Anmeldung erkläre ich mich damit einverstanden, dass meine anlässlich dieser Veranstaltung erhobenen  

personenbezogenen Daten ausschließlich zum Zweck der Organisation der Veranstaltung verwertet werden sowie  

ggf. in einer Teilnehmerliste aufgenommen werden. Eine Weitergabe über diesen Zweck hinaus erfolgt nicht.

Datum  |  Unterschrift

Name  |  Vorname

Straße

Telefon

Kanzlei

PLZ  |  Wohnort

E-Mail
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Veranstaltungen 

Mit der Kooperation für Online-Fortbildungen zwischen 

der Rechtsanwaltskammer Braunschweig und dem 

Deutschen Anwaltsinstitut e. V. (DAI) können Kammer-

mitglieder und deren Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 

zu einem ermäßigten Kostenbeitrag auf ein umfassen-

des eLearning-Angebot zugreifen. 

DAI eLearning Center

Das DAI eLearning Center eröffnet mit einem vielfäl-

tigen Angebot von unterschiedlichen Formaten und 

Themen eine praxisorientierte und flexible Art der 

Fortbildung vom eigenen Schreibtisch aus. Es bietet 

in den Gebieten der Fachanwaltsordnung textbasierte 

Online-Kurse zum Selbststudium und Online-Vorträge 

Live oder zum Selbststudium. Ergänzt wird das Angebot 

um weitere interessante Bereiche: Die videobasierten 

beA-Online-Kurse zeigen, wie das besondere elektro-

nische Anwaltspostfach eingerichtet und genutzt wer-

den kann. Die Mitarbeiter-Module erläutern interaktiv 

wichtige Themen des Kanzlei- bzw. Notariatsalltags.

Die Angebote mit der Kennzeichnung „Selbststudium“ 

sind für die Pflichtfortbildung gemäß § 15 Abs. 4 FAO 

geeignet. Mit diesen Kursen und Vorträgen können Teil-

nehmende bis zu 5 Stunden Ihrer Pflichtfortbildung er-

füllen. Online-Vorträge in der Live-Übertragung sind als 

Fortbildung nach § 15 Abs. 2 FAO geeignet und können 

somit für die gesamten 15 Zeitstunden genutzt werden.

Ihre Vorteile auf einen Blick

∙ �Über 150 eLearning-Angebote

∙ �Fortbildung in allen Fachgebieten der FAO

∙ �Orts- und zeitunabhängig

∙ �Gewohnt hohe DAI-Qualität

∙ �Besondere Formate für Mitarbeiter

Einfache Anmeldung

Das eLearning-Angebot wird stetig erweitert und kann 

über die folgende Internetseite aktuell abgerufen und 

zu einem ermäßigten Kostenbeitrag für Mitglieder der 

Rechtsanwaltskammer Braunschweig und deren Mitar-

beiterinnen und Mitarbeiter gebucht werden: 

www.anwaltsinstitut.de/elearning

Bitte wählen Sie im Buchungsprozess den ermäßigten 

Kostenbeitrag für Mitglieder der Rechtsanwaltskam-

mer Braunschweig. Dieser beträgt 79,00 € für Online 

Kurse und 109,00 € für Online-Vorträge.

Weitere anschauliche Informationen im Video

Das DAI hat ein kurzes Video produziert, in dem das 

vollständige eLearning-Portfolio kompakt und verständ-

lich vorgestellt wird. Anhand von Beispielen wird ge-

zeigt, wie vielfältig die Fortbildungsmöglichkeiten sind 

und welche Besonderheiten und Vorzüge die einzelnen 

Angebote auszeichnen.

Zum Video

Hier geht’s zur DAI-Homepage

Seminare für Anwälte
Online-Fortbildung in Kooperation mit dem DAI

Deutsches 
Anwaltsinstitut e. V.

Das neue DAI-Ausbildungsccenter in Bochum
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Veranstaltungen 

OnIine-Vortrag LIVE 
Geldwäscheprävention in der Praxis von
Rechtsanwälten und Rechtsanwaltskammern
09.12.2020

Nr. 074057

Referent	 Christian Bluhm, Rechtsanwalt, Hamburg

Zeit	 9:30 – 12:15 Uhr (2,5 Zeitstunden)

	 mit Bescheinigung nach § 15 Abs. 2 FAO

	 wie bei einer Präsenzveranstaltung

Kosten	 129,- € (USt. befreit)

ermäßigt	 109,- € (USt. befreit) für Mitglieder der 	

	 kooperierenden Rechtsanwaltskammern

Online-Vortrag LIVE

Geldwäsche-Compliance für Rechtsanwälte

27.03.2021

Nr. 074061

Referent 	 Prof. Dr. Jens Bülte,  Universitätsprofessor, 	

	 Universität Mannheim

Zeit	 9:00 - 14:45 Uhr (5 Zeitstunden)

	 mit Bescheinigung nach § 15 Abs. 2 FAO

	 wie bei einer Präsenzveranstaltung

Kosten	 285,- € (USt. befreit)

ermäßigt 	 218,- € (USt. befreit) für Mitglieder der 	

	 kooperierenden Rechtsanwaltskammern

OnIine-Vortrag Selbststudium

Geldwäscheprävention in der Praxis von

Rechtsanwälten und Rechtsanwaltskammern

Nr. 074041

Referenten	 Christian Bluhm, Rechtsanwalt, Hamburg

	 Prof. Dr. Jens Bülte, Universitätsprofessor, 	

	 Universität Mannheim

Zeit	  jederzeit (2,5 Zeitstunden)

	 mit Bescheinigung nach § 15 Abs. 4 FAO 	

	 Selbststudium

Kosten	 129,- € (USt. befreit)

ermäßigt	 109,- € (USt. befreit) für Mitglieder der 

	 kooperierenden Rechtsanwaltskammern

 

Online-Vortrag Selbststudium

Geldwäsche-Compliance in der Praxis

Nr. 074022

Referent	 Prof. Dr. Jens Bülte, Universitätsprofessor, 	

	 Universität Mannheim

Zeit	 jederzeit (2,5 Zeitstunden) 

	 mit Bescheinigung nach § 15 Abs. 4 FAO 	

	 Selbststudium

Kosten 	 129,- € (USt.befreit)

ermäßigt	 109,- € (USt. befreit) für Mitglieder der 

	 kooperierenden Rechtsanwaltskammern

Fortbildungsveranstaltungen des DAI

zum Thema Geldwäsche-Compliance

Deutsches 
Anwaltsinstitut e. V.
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Mehr Informationen und Anmeldung auf 

www.anwaltsinstitut.de.

  

https://www.anwaltsinstitut.de/


Veranstaltungen

Mittwoch,10.03.2021
Unterhalt im Patchwork
Update zu Versorgungsausgleich-
Zugewinn-Unterhalt

Fachanwälte für Familienrecht erhalten eine Teilnahme-

bescheinigung im Sinne von § 15 FAO über 5 Zeitstunden.

Referent: 	 VRiOLG Celle Mathias Volker                                                                  

Tagungsort:	 Goslar, Hotel Der Achtermann

		  Rosentorstraße 20

Zeit:	 14:00 –19:30 Uhr

Teilnahmebeitrag:	 einheitlich 200,- € zzgl. 19 % MwSt

 

Themenübersicht: Unterhalt im Patchwork u. a. „Haus-

mann/Hausfrau“-Rechtsprechung; Heranziehung des Be-

treuungselternteils zum Barunterhalt; Konkurrenz §§1570, 

1651l BGB; Volljährige Kinder; Verteilung barer Mittel. 

Im Rahmen des Updates erfolgt eine Rückschau auf 2020 

und ein Ausblick, ob der Jahreswechsel Veränderungen ge-

bracht hat.

Mittwoch, 21.04.2021                             
Telearbeit/Homeoffice und Neues zum AGG

Fachanwälte für Arbeitsrecht erhalten eine Teilnahmebe-

scheinigung im Sinne von § 15 FAO über 5 Zeitstunden.

Referenten:	 Richter am Bundesarbeitsgericht 	

		  Dr. Hinrich Vogelsang                              

Tagungsort:	 Goslar, Hotel Der Achtermann

		  Rosentorstraße 20

Zeit:	 14:00 –19:30 Uhr

Teilnahmebeitrag:	 einheitlich 200,- € zzgl. 19 % MwSt

Themenübersicht: Telearbeit/Homeoffice: Anspruch auf 

Arbeit im Homeoffice; Vertragsgestaltung; Arbeitszeit; 

Arbeitsschutz; Mitbestimmungsrechte des Betriebs-

rates; Beendigung. Neues zum AGG: Gegenstände des 

Benachteiligungsverbotes; Persönlicher Anwendungs-

bereich; Benachteiligung iSv § 3 AGG; Vermutungswir-

kung nach § 22 AGG; Rechtfertigung der Benachteili-

gung; Ansprüche nach § 15 AGG.

Samstag, 08.05.2021                                         
10-Stunden-Komplettseminar im Arbeitsrecht 

Fachanwälte für Arbeitsrecht erhalten eine Teilnahmebe-

scheinigung im Sinne von § 15 FAO über 10 Zeitstunden.

Referenten:	 Präsident des LAG Niedersachsen 	

	 Wilhelm Mestwerdt

	 RiArbG Hannover Dr. Steffen Lieske

Tagungsort: 	 Goslar, H+ Hotel Goslar, 

	 Krugwiese 11a

Zeit:	 08:30 – 20:00 Uhr

Teilnahmebeitrag:   einheitlich 340,- € zzgl. 19% MwSt

Themenübersicht: Vertragsrecht und Bestandsschutz im 

Arbeitsverhältnis, neue Entwicklungen in der Rechtspre-

chung des BAG, LAG sowie des EUGH. Das Seminar vermit-

telt ein umfassendes Update der obergerichtlichen Recht- 

sprechung in den praxisrelevanten Fragen des Bestands-

schutzes und des Vertragsrechts im Arbeitsverhältnis. Ziel 

des Seminars ist es, den Teilnehmern in kompakter Form 

den aktuellen Stand der Rechtsprechung in den genannten 

Kernbereichen des Individualarbeitsrechts zu vermitteln. 

Besprochen werden aktuelle Entscheidungen zu Kündi-

gung, Befristung, AGG und BetrVG sowie den Fragen von 

Annahmeverzug und Vergütung. 

 

Mittwoch, 03.11.2021
Aktuelle Rechtsprechung zum Unterhaltsrecht

Fachanwälte für Familienrecht erhalten eine Teilnahme-

bescheinigung im Sinne von § 15 FAO über 5 Zeitstunden.

Referent:                  VRiOLG Celle Mathias Volker                                                                  

Tagungsort:              Goslar, Hotel Der Achtermann

	 Rosentorstraße 20

Zeit:                          14:00 – 19:30 Uhr

Teilnahmebeitrag:    einheitlich 200,- € zzgl. 19% MwSt

Einzelne Schwerpunkte werden vom Referenten je nach 

Aktualität gesetzt.

https://www.goslarer-fortbildungstage.de/

Goslarer Fortbildungstage – 
Seminare für Anwälte in 2021
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Veranstaltungen

zu den Seminaren der Goslarer Fortbildungstage

 
	 Mittwoch, 10.03.2021	 Unterhalt im Patchwork  / Update	 200,- €

	 Mittwoch, 21.04.2021	 Telearbeit/Homeoffice und Neues zum AGG	 200,- €

	 Samstag, 08.05.2021	  Arbeitsrecht, 10-stündiges Seminar	 340- €

	 Mittwoch, 03.11.2021	 Aktuelle Rechtsprechung zum Unterhaltsrecht  	 200,- €

Name, Vorname

Straße

Telefon

Beruf / Fachanwalt

PLZ, Wohnort

E-Mail

Ich erkenne die Teilnahmebedingungen mit meiner Unterschrift an.  Mit der Anmeldung erkläre ich mich damit ein-

verstanden, dass meine anlässlich dieser Veranstaltung(en) erhobenen personenbezogenen Daten ausschließlich zum 

Zweck der Organisation der Veranstaltung verwertet werden sowie ggf. in einer Teilnehmerliste aufgenommen wer-

den. Eine Weitergabe über diesen Zweck hinaus erfolgt nicht.

Datum / Unterschrift

Teilnahmebedingungen

Teilnahmegebühren
Bitte überweisen Sie die Teilnahmegebühr zzgl. MwSt 

unmittelbar nach Erhalt der Teilnahmebestätigung/Rech-

nung auf mein Konto, das in der Rechnung angegeben ist. 

Rücktritt
Spätestens bis 12 Tage vor Seminarbeginn können Sie Ihre 

Anmeldung zurücknehmen. Die Stornoerklärung bedarf 

der Schriftform. Ich berechne für eine Stornierung eine 

Bearbeitungsgebühr in Höhe von 35 Euro zzgl. Mwst., bei 

Seminaren, die länger als einen Tag gehen, 25% des Teil-

nahmebetrags zzgl. Mwst. Gleiches gilt für Seminare mit 

einer in der  Seminarankündigung angegebenen Teilneh-

merbegrenzung sowie für Komplettseminare für Fachan-

wälte. Wenn Sie den Teilnahmebetrag für ein von Ihnen 

gebuchtes Seminar bereits gezahlt haben, biete ich Ihnen 

ein kostenloses Umbuchen auf ein anderes Seminar im 

laufenden Jahr an. In diesem Falle verzichte ich auf eine 

Bearbeitungsgebühr. Bei nicht rechtzeitiger Absage wird 

der volle Teilnahmebetrag fällig.

Absage von Seminaren 
durch die „Goslarer Fortbildungstage“
Bei Absagen von Seminaren wegen Ausfall des Dozenten 

oder bei zu geringer Teilnehmerzahl oder Verlegung des 

Tagungsortes bin ich bemüht, Ihnen dies rechtzeitig mit-

zuteilen. Muss ich ein Seminar absagen, so erstatte ich 

die bereits gezahlte Teilnahmegebühr in vollem Umfang. 

Weitergehende Ansprüche sind ausgeschlossen, außer in 

Fällen vorsätzlichen oder grob fahrlässigen Verhaltens von 

meiner Seite oder sonstigen Erfüllungsgehilfen. Begleiten-

de Arbeitsunterlagen gebe ich in der Regel zu Beginn des 

Seminars heraus. Diese werden von den Referenten er-

stellt und von mir zum ausschließlichen Gebrauch für und 

durch den Teilnehmer kopiert. Eine Vervielfältigung oder 

Weitergabe ohne meine Einwilligung ist unzulässig.

Per  Fax: 05321/685 776 

Anmeldung 
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Kammermitteilung  4  ❘  2020

Rechtsanwaltskammer 
für den Oberlandesgerichtsbezirk  
Braunschweig – Körperschaft  
des öffentlichen Rechts

Lessingplatz 1
38100 Braunschweig

Telefon 0531 1 23 35 0
Fax 0531 1 23 35 66
 info@rak-braunschweig.de
www.rak-braunschweig.de

Rechtsanwaltskammer
Braunschweig
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